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Wirtschaftsstatistische Schnellinformation 

Jüngster Monat Monatsdurchschnitt 

absolut Veränderung absolut Veränderung 

Verarbeitendes Gewerbe 1 

Beschäftigte 
Geleistete Arbeiterstunden 
Lohn- und Gehaltssumme 

Umsatz (ohne Umsatzsteuer) 

Inlandsumsatz 
Auslandsumsatz 

Auftragseingang 
ausgewahlter Wirtschaftszweige 

aus dem Inland 
aus dem Ausland 

Energieverbrauch 

Bauhauptgewerbe 2 

Beschäftigte 
Geleistete Arbeitsstunden 
Lohn- und Gehaltssumme 

1 000 
Mill. Stunden 

Miii.DM 

Miii.DM 
Miii. DM 
Miii.DM 

Miii.DM 
Miii.DM 
Mill DM 

1 000 t SKE 

1 000 
Mill. Stunden 

Miii. DM 

Baugewerblicher Umsatz (ohne Umsatzsteuer) 
Auftragseingang 3 

Mill DM 
Miii.DM 

Baugenehmigungen 4 

Wohnbau 
Nichtwohnbau 

Wohnungen 
1 000 m 3 umbauter Raum 

Einzelhandel 

Umsatz (einschl Umsatzsteuer) Meßziffer 1986 .::. 100 

Gastgewerbe 

Umsatz (elllschi.Umsatzsteuer) Meßziffer 1986 .::. 100 

Fremdenverkehr 5 

Ankünfte 1 000 
Übernachtungen 1 000 

Arbeitsmarkt 

Arbeitslose 

Außenhandel 

Ausfuhr 

Kredlte6 

Bestand am Monatsende 
kurzfristige Kredite 
mittel- und langfristige Kredite 7 

Anzahl 

Miii.DM 

Miii.DM 
Miii.DM 

1) Betriebe mit hn allgemeinen 20 und mehr Beschäftigten. Zur 
Methode siehe Statistischen Bericht E I 1 

2) Zur Methode siehe Statistischen Bericht E II 1 
3) Nur Betriebe von Unternehmen mit 20 und mehr Beschäftigten 
4) Nur Errichtung neuer Gebäude 

zum Voqahr 
(gleicher Monat) 

m% 

März 1990 

174 + 4,0 
17 + 8,0 

624 + 7,1 

3 702 + 8,3 
2836 + 8,1 

867 + 8,9 

2598 + 23,5 
1 435 + 5 ,8 
1 163 + 55,9 

April 1990 

40 
4 

120 

369 
363 

861 
657 

+ 1,5 
- 0,4 
+ 14.4 

+ 18,7 
+ 49,7 

+ 30,3 
+ 9,7 

März 1990 

124,2 + 4,9 

90,2 

198 
733 

- 5,8 

- 9,1 
-23,8 

April 1990 

96 876 - 3,8 

Februar 1990 

1 032,1 + 16,8 

März 1990 

10 011 
52065 

+ 12,6 
+ 3,1 

zum Vorjahr 
(gleiche Zeit) 

in% 

Januar bis März 1990 

173 + 3,6 
16 + 4,6 

612 + 7,1 

3439 + 9.4 
2 583 + 9,0 

855 +10.4 

2184 + 5.4 
1 359 + 0,1 

825 + 15,5 

217 + 4,9 

Januar bis April 1990 

39 
4 

105 

312 
257 

829 
543 

+ 1,6 
+ 2,2 
+ 8,7 

+ 9,6 
+ 33,3 

+ 59.4 
+ 40,3 

Januar bis März 1990 

111,7 + 7,0 

79,2 

145 
529 

- 1,2 

+ 0,2 
- 10,5 

Januar bis April 1990 

108 545 - 4,5 

e 

• 

Januar bis Februar 1990 

1 058,7 - 2,7 

Januar bis März 1990 

9635 
51 966 

+ 11.4 
+ 3,2 

5) in Beherbungsstätten mit 9 und mehr Gästebetten 
(einschließlich Jugendherbergen ; ohne camp1ngplatze) 

6) an Inlandische Unternehmen und Private, ab 1.1.1986 
einschileBlich RaiNelsenbanken 

7) einschließlich durchlaufender Kred1te 
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Aktuelle Auslese 

Lehrernachwuchs · Ausbildung am 
IPTS weiter rückläufig 

An den Seminaren des Landesinstituts für 
• Praxis und Theorie der Schule (lPTS) in 

Schleswig-l Iolstein bereiteten sich am Erhebungsstichtag 
1990 (.31. Januar) 1 048 Lehramtsanwärter und Referendare 
auf das Zweite Staatsexamen vor. Das sind 145 (12 %) Teil­
nehmer weniger als im Vorjahr. Zwei Drittd der Teilnehmer 
waren Prauen. 

Mit Ausnahme der Laufbahn für Studienräte an Gymnasien 
waren in allen Laufbahnen Rückgänge zu verzeichnen. Das 
Lehramt an Gymnasien war mit 389 (37 %) Seminarteilneh­
mern zugleich das am häufigsten angestrebte. 267 (25 %) 
Anwärter besuchten die Seminare für Grund- und I Iaupt· 
schullehrer, und 148 (14 %) bereiteten sich auf das Lehramt 
an Realschulen vor. Das Seminar für Studienräte und Fach­
lehrer an berufsbildenden Schulen meldete 122 (12 %) Be­
sucher; die gleiche Teilnehmerzahl gab es in den Seminaren 
für das Lehramt an Sonderschulen. Den höchsten Frauen­
anteil gab es mit 81 % in den Seminaren für Grund- und 
Hauptschullehrer. 

Steueraufkommen gesunken 

Das örtliche Aufkommen aus staatlichen Steu­
ern betrug im ersten Viertdjahr 1990 3,0 Mrd. 
DM und lag damit um 161 Mill. DM oder 

5,1 % unter dem Ergebnis des I. Vierteljahres 1989. Die 
gemeinschaftlichen Steuern erbrachten 2,7 Mrd. DM 
(- 2,9 %). Dieser Rückgang ist insbesondere auf verminderte 
Aufkommen bei den Steuern vom Umsatz um 115 .Mill. DM 
(- 11,1 %) und der Lohnsteuer um 20 Mill. DM (· 1,7 %) 
zurückzuführen. Demgegniiber erhöhten sich die Aufkom­
men aus der Körperschaftsteuer um 46 Mill. DM ( + 29,9 %) 
und der veranlagten Einkommensteuer um .39 Mill. DM 
( + 12,9 %). 

Die rückläufige Entwicklung des Aufkommens aus Bundes­
steuern um 104 Mill. DM(- 57,4 %) beruht hauptsächlich 
auf Mindereinnahmen bei den Verbrauchsteuern (- 78,6 %). 

Die Landessteuern übertrafen mit 223 Mill. DM das Vor­
jahresaufkommen um 24 Mill . DM ( + 12,0 %). Den größ. 
ten Aufkommenszuwachs erzielte die Kraftfahrzeugsteuer mit 
22 Mül. DM ( + 26,7 %). 

Gemeindehaushalte gewachsen 

Die schleswig-holsteinischen Gemeinden und 
Gemeindeverbände nahmen 1989 9,3 Mrd. 
DM ein, 3,2% mehr als im Jahr zuvor. Ihre 

Ausgohen erhöhten sich um 2,9 %, sie blieben um 146 Mill. 
DM unter den Einnahmen. 

Über drei Viertel des Haushaltsvolumens entfällt auf den Ver­
waltungshaushalL llier sind die Einnahmen sogar um 4,4% 
und die Ausgaben hingegen nur um 3,2% gewachsen. Bei 
den Einnahmen schlug der Anstieg der Steuern um fast ein 
Zehntel kräftig zu Buche. Bei den Ausgaben sind die Perso­
nalkosten mit 1,9 Mrd. DM zwar der größte Posten, aber 
sie sind nur um 0,6 % gestiegen. Für Leistungen der Sozial­
hilfe, die bereits 1988 die Milliardengrenze überschritten hat­
ten, war ein Zehntel mehr zu erbringen als im vorherigen Jahr. 

Im Vermögenshaushalt sind mit 2,1 Mrd. DM 1,8% mehr 
ausgegeben worden als 1988. Für Baumaßnahmen, mit nicht 
ganz l Mrd. DM .~e gewichtigste Einzelposition, wendeten 
die Gemeinden, Amter und Kreise fast 5 % mehr Geld auf 
als 1988. 

Weniger Schweine 

Am 3. April 1990 wurden in Schleswig­
- -..u Holstein 1,47 Mill. Schweine gehalten. Dar­

unter waren rd. 456 000 Ferkel, 854 000 Jung­
und Mastschweine und 148 000 Zuchtsauen. Die Gesamt· 
zahl der Schweine nahm gegenüber dem Vorjahr um 5 % 
ab. Dagegen erhöhte sich der Bestand an Zuchtsauen um 
2%. 

Eine deutliche Zunahme der Bestände ist besonders bei den 
noch nicht trächtigen Jungsauen ( + 8 %) und bei den zum 
1. Mal trächtigen Jungsauen ( + 5 %) erkennbar:. 

Die Bestände an Ferkeln(- 4 %), an Jungschweinen (- 5 %) 
und an Mastschweinen(- 8 %) nahmen hingegen weiterhin 
ab. 
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Eine Landgemeinde im Wandel 

Ulsnis, Kreis Schleswig-Fiensburg, im Spie­
gel der Statistik 

Von Hermann Egge, Kronshagen 

Vorbemerkungen 

Mit dieser Arbeit soll der Versuch unternommen wer­
den, Ergebnisse verschiedener statistischer Erhebun­
gen- im wesentlichen der Volkszählungen von 1961 
und 1987 - für eine konkrete Gemeinde zu analysie­
ren und damit Aspekte der wirtschaftsgeschichtlichen 
Entwicklung im ländlichen Raum en miniature aufzu­
zeigen. Da strukturelle Wandlungsprozesse meist über 
größere Zeiträume ablaufen, gehen sie selten in vol­
lem Umfang in das Bewußtsein der von ihnen betroffe­
nen Menschen ein. Die vorliegende Untersuchung will 
aufzeigen, welche tiefgreifenden Veränderungen in der 
Zeitspanne nur einer Generation eingetreten sind. Sie 
erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Das ergibt 
sich schon daraus, daß manche Veränderungen in den 
soziokulturellen Lebensumstanden der Menschen sta­
tistisch nur schwer faßbar sind. 

Die - wenn auch magere - Sammlung historischer 
statistischer Daten im Archiv des Statistischen Lan­
desamtes beginnt für die Gemeinden Schleswig-Hol­
steins mit dem Jahre 1867. Das ist kein Zufall: Nach 
dem Sieg der Preußen über die Dänen bei Düppel1864 
wurden die ehemaligen Herzogtümer Schleswig und 
Holstein preußische Provinz. Die beiden Weltkriege ver­
änderten das Leben auf dem Lande nicht so gravierend 
wie das in den wirtschaftlichen Zentren. 1946 erhob die 
britische Besatzungsmacht Schleswig-Holstein in den 
Status eines selbständigen Landes, und die Währungs­
reform beendete 1948 die Schwarzmarkt-Ära mit der 
Folge, daß auch die Arbeit außerhalb des landwirt­
schaftlichen Bereichs sich allmählich wieder lohnte. Der 
stürmische Wiederaufbau der am Boden liegenden 
Wirtschaft sowie vieler in Schutt und Asche liegender 
Städte zu Beginn der fünfziger Jahre hat dann auch 
das Gesicht unserer Dörfer grundlegend und in ra­
schem Tempo umgestaltet. 

Durch Automatisierung der Feld- und Stallarbeit auf den 
Höfen wurden landwirtschaftliche Arbeitskräfte in gro­
ßer Zahl freigesetzt. Die Spezialisierung der Betriebe 
unterstützte den Personalabbau noch zusätzlich. 
Schließlich hat der zur Steigerung der Rentabilität hohe 

Kapitalbedarf manchen Kleinbauern und landwirt­
schaftlichen Nebenerwerbsbetrieb aufgeben lassen. 
Aber auch größere Betriebe sind auf der Strecke ge­
blieben, weil der mögliche Hoferbe zur Übernahme 
nicht bereit war oder weil der Inhaber wegen der er­
höhten markt- und betriebswirtschaftliehen Anforderun­
gen im Wettbewerb nicht mehr mithalten konnte. 

Zahlreiche Handwerksbetriebe, die das dörfliche Leben 
über viele Generationen wesentlich mitgeprägt hatten, 
sind von der "zweiten industriellen Revolution" über­
rollt worden. Wirtschaftlich überleben konnte nur, wer 
spezielle Leistungen anbot, die sich durch industrielle 
Serienfertigung nicht ersetzen läßt. • Vor dieser hier nur grob skizzierten historischen Ent­
wicklung des Landes ist die Geschichte von Ulsnis zu 
sehen, einer Gemeinde in der zwischen Schlei und 
Flansburger Förde gelegenen Landschaft Angeln. 

Der Name Ulsnis steht in den folgenden Abschnitten 
ohne Zusatz für das Gebiet der 1974 durch Eingemein­
dung von Kius entstandenen Gemeinde gleichen Na­
mens. Sie setzt sich zusammen aus den Schleidörfern 
Hestoft, Ulsnis, K1us und Gunneby sowie zahlreichen 
verstreut liegenden Wohnplätzen. Zur ehemaligen Ge­
meinde Ulsnis gehörten im wesentlichen die Dörfer 
Hastoft und Ulsnis mit den Wohnplätzen Ulsnisland und 
Ulsnis-Kirchenholz. Das Dorf Kius verdankt seine Grün­
dung dem früheren Edelhof Heselgaard. ln dem heuti­
gen Wohnplatz Hesselmühle, einer ursprünglich zum 
Hof gehörigen Wasser- und Windmühle, besteht sein. 
Name fort. Das ehemals zum Gut Lindau gehörige Dorf 
Gunneby wurde nach und nach dem Kirchspiel Ulsnis 
angegliedert und gehörte seit Beginn dieses Jahr­
hunderts vollständig zur Gemeinde Kius. Das heutige 
Gemeindegebiet von Ulsnis umfaßt rd. 20 km2 (Kata­
sterfläche}; darin enthalten ist eine Wasserfläche von 
fast 4 km2

• 

Zu Beginn dieses Jahrhunderts ist eine einzigartige Be­
schreibung der Dörfer des heutigen Landesteils Schles­
wig erschienen 1• Auf sie soll der historisch interessier-

1) Henmng Oldekop: Topographie des Herzogtums Schlesw1g, 
K1el 1906 
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Sämtliche statistischen Angaben stammen aus amtli­
chen Erhebungen. Sofern sie vor der Gebietsreform 
erhoben worden sind, wurden sie auf den heut1gen Ge­
bietsstand umgerechnet. 
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Heute viel weniger Einwohner als vor 120 Jahren 

Zur Volkszählung 1987 lebten in Ulsnis nur noch 647 
Einwohner, reichlich 130 Personen weniger als 1867 in 
den damaligen Gemeinden Kius (409) und Ulsn1s (371). 
Die Zeitreihe für das Gebiet der heutigen Gemeinde 
ist durch die Zuwanderung unmittelbar nach dem Zwei­
ten Weltkrieg, als Folge von Vertreibung oder Flucht, 
überwiegend aus den ehemaligen deutschen Ostge­
bieten, gekennzeichnet. Während kurz vor Kriegsbe· 
ginn (1939) nur knapp 800 Einwohner gezählt worden 
waren, waren es nach Kriegsende (1946) gut 1 500. Erst 
bis zur Mitte der fünfziger Jahre fiel die Einwohnerzahl 
durch gezielte staatliche Umsiedlung auf das normale 
Niveau ab. 

Der im weiteren Verlauf festzustellende Bevölkerungs­
schwund- von 1961 bis 1987 um 170 Personen oder 
ein Fünftel- dürfte u. a. darauf zurückzuführen sein , 
daß die Menschen aus Mangel an Arbeitsplätzen im 

05875 l Ul S H 
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ländlichen Raum abgewandert sind. Daß sowohl der 
Kre1s Schleswig-Fiensburg als auch das Land 
Schleswig-Holstein während der gleichen Periode mehr 
als ein Zehntel an Einwohnern zugelegt haben, hat si­
cherlich seinen Hauptgrund in Stadt-Umland-Wande­
rungen im Flansburger bzw. im Hamburger Raum und 
darf nicht dazu führen, die kleinräumliche Entwicklung 
in Ulsnis als dem Trend entgegengesetzt einzustufen. 
Auch die Fortschreibung der Einwohnerzahl auf Basis 
der Volkszählung 1987 signalisiert für Ulsnis, daß der 
Verlust an Einwohnern anhält. 

Der Rückgang resultiert langfristig nicht nur aus einem 
negativen Wanderungssaldo (mehr Fort- als Zugezo­
gene), es starben auch mehr Personen, als Kinder ge­
boren wurden. So ist die Einwohnerzahl von 1970 bis 
1987 jährlich im Durchschnitt um sechs Personen zu­
rückgegangen, davon vier durch Wanderungsverluste 
und zwei durch natürlichen Abgang. 

Starke Verschiebungen in der Alters- und Haushalts­
struktur 

Der Altersaufbau der Einwohner von Ulsnis zeigt be­
sonders im unteren Bereich deutliche Veränderungen. 
1961 waren 27 % der Bürger unter 15 Jahre alt, 1987 
nur noch 15 % . ln absoluten Zahlen bedeutet dies, daß 
es jetzt nicht einmal mehr halb soviele Kinder dieses 
Alters gibt wie vor 26 Jahren. Dies ist im wesentlichen 
eine Folge des gegen Ende der sechziger Jahre dra­
stischen Geburtenrückgangs, für den sich der Begriff 
"Pillenknick" gebildet hat und der sich 1987 in dieser 
Altersgruppe niederschlug. So kamen in Schleswig­
Holstein beispielsweise 1979 nur etwa halb soviele Kin· 
der zur Welt wie 1966. • 

Bevölkerung der Gemeinde Ulsnls nach dem Alter 

Volkszählung Ins- Davon 1m Alter 
gesamt von .•. b1s unter ... Jahren 

bis 6 6-15 15-65 65 
u.mehr 

1961 
Insgesamt 817 81 142 467 127 

darunter weiblich 430 44 74 239 73 

1987 
Insgesamt 647 37 61 439 110 

darunter we1blich 317 18 30 204 65 

Der Anteil der 65jährigen und älteren Menschen war 
in beiden Zählungsjahren etwa gleich groß. Die Gruppe 
der 15- bis unter 65jährigen, also der Personen im er-
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werbsfähigen Alter, stellt heute mit 68 % einen erheb­
lich größeren Bevölkerungsanteil als 1961 (57%). Sie 
schließt jetzt einerseits eine große Zahl geburtenstar­
ker Nachkriegsjahrgänge ein, andererseits aber nicht 
mehr so viele stark dezimierte Kriegsjahrgänge. Vor 26 
Jahren hatten ihr noch Jahrgänge angehört, die in bei­
den Weltkriegen besonders schwere Kriegsverluste er­
litten hatten, und solche, die wegen des Geburten­
ausfalls im Ersten Weltkrieg nur schwach besetzt wa­
ren. 

Im letzten Volkszählungsjahr gab es in Ulsnis 33 Er­
werbslose; das entspricht einem Anteil von 11 % an den 
Erwerbspersonen. Dagegen war 1961 die Erwerbslo­
sigkeit praktisch bedeutungslos gewesen. 

Der seit langem anhaltende allgemeine Trend zu klei-
• neren Haushalten ist auch in Ulsnis nicht zu überse­

hen: Trotz gegenüber 1961 gesunkener Einwohnerzahl 
gibt es dort heute etwa gleich viele Haushalte wie im 
Vergleichsjahr. Einem Mehr an Haushalten mit nur ei­
ner Person ( + 57 %) steht eine um 12 % gesunkene 
Zahl an Mehrpersonenhaushalten gegenüber. ln Uls­
nis wirtschaften jetzt 55 Singles für sich allein; sie stel­
len ein Fünftel aller Haushalte. Es fällt auf, daß die Zahl 
derJenigen. die in Ulsnis eine Nebenwohnung haben, 
in einer ungewöhnlichen Relation zur Bevölkerung steht 
(etwa 1 : 3). Es handelt sich hierbei um mehr als 200 
Personen, meist Bewohner einer neugeschaffenen 
Ferienhaus-Siedlung. 

Deutlich stärkere Mobilität der Arbeitskräfte und der 
Schüler 

• Die Gesamtzahl der erwerbstätigen Personen ist in Uls­
nis seit 1961 gleich stark zurückgegangen wie die Ein­
wohnerzahl, nämlich um gut ein Fünftel. Große Ver­
änderungen gab es aber hinsichtlich der Branchen­
struktur. 1961 arbeitete noch reichlich jeder zweite 
Erwerbstätige (59%) unmittelbar in der Landwirtschaft, 
ein Vierteljahrhundert später nur mehr jeder vierte. 
Zwar hat sich auch der Anteil der im produzierenden 
Gewerbe Tätigen (hier im wesentlichen Bau- und übri­
ges Handwerk) leicht erhöht. Drastisch angestiegen, 
und zwar von 19 % auf 51 %, ist aber der Anteil derer, 
die Dienstleistungen im weitesten Sinne erbringen, wie 
soziale Dienste, Handel, Verkehr und Gastgewerbe. 

Auch in der sozialen Stellung der Berufstätigen ist vor 
diesem Hintergrund ein starker Wandel eingetreten: 
Übte 1961 noch jeder zweite Erwerbstätige seine Ar­
beit als Selbständiger oder als im Familienbetrieb Mit­
helfender aus, so hat heute nur noch jeder vierte diesen 

Erwerbstätige nach Wirtschaftsbereichen ln Ulsnls 

Volkszählung Ins- Davon 
gesamt 

Land· 
wirt­

schalt' 

produ· Dienst-
zierendes le•· 
Gewerbe stungen 

1961' 
Insgesamt 327 194 70 63 

darunter weiblich 116 85 7 24 

1987" 
Insgesamt 257 63 64 130 

darunter weiblich 167 15 9 66 

1} einschließlich Forstwirtschaft und Fischerei 
a} Erwerbstatige am Wohnort 
b} Erwerbstatige am Ort der Hauptwohnung 

Status. Entsprechend groß ist der Anteilszuwachs bei 
den in abhängiger Stellung Tätigen, von damals 49 o/o 
auf heute 75 % . 

Ob und wie die Veränderungen der Sozialstruktur das 
Wahlverhalten der Ulsniser beeinflußt haben, ist natür­
lich nicht nachweisbar. Tatsache ist. daß CDU und 
F.D.P., die zur Zeit in Sonn eine Koalitionsregierung bil­
den, bei den Bundestagswahlen der letzten drei Jahr­
zehnte einen kräftigen Rückgang ihres Stimmenanteils 
hinnehmen mußten. Die CDU hatte bei der Bundes­
tagswahl 1961 51 % erreicht, bei der Bundestagswahl 
1987 üeweils Zweitstimmen und ohne Briefwähler) wa­
ren es 43 %. Die F.D.P. verlor von 16% auf 12 % . Die 
SPD konnte ihren Anteil demgegenüber deutlich erhö­
hen (von 17% auf 32 %). Die GRÜNEN erreichten 1987 
11 %. 

Den Ulsnisern wird - zum Broterwerb und Schulbe­
such, aber auch z. B. für Behördengänge, Arztbesu­
che und Einkäufe - ein großes Maß an Mobilität 
abverlangt. Heute verlassen dreimal soviele Erwerbs­
tätige wie Anfang der sechziger Jahre täglich ihren 
Wohnort, um ihren auswärtigen Arbeitsplatz aufzusu­
chen. Das ist mindestens jeder zweite Erwerbstätige. 
Die wichtigsten Zielorte der 144 Berufsauspendler' 
sind: Schleswig (56), Süderbrarup (19) und Flansburg 
(10). Aber auch Kappein und Kiel werden genannt, 
wenn auch mit weniger als je 10 Personen. Demgegen­
über kommen vergleichsweise nur wenige in Ulsnis Ar­
beitende von außerhalb, nämlich 20. 

Alle Schüler der Gemeinde müssen Ulsnis zum Schul­
besuch verlassen. weil es am Ort keine Schule mehr 
gibt. Dies taten am Zählungsstichtag 1987 insgesamt 
84 Kinder und Jugendliche. Sie besuchten Bildungsein­
richtungen in Süderbrarup (30 Haupt- und Realschü­
ler), Steinfeld (27 Grundschüler) und Schleswig (18). 

1) Ohne Pendler m1t unbestimmtem Z1el 
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Ein realistisches Bild von dem wirtschaftlichen Gesche­
hen innerhalb der Gemeindegrenzen kann nur die Dar­
stellung der Erwerbstätigen an ihrem Arbeitsort 
vermitteln. Dabei werden die Auspendler von den am 
Ort Wohnhaften in Abzug gebracht und die Einpend­
ler hinzugerechnet: 

Erwerbstätige am Wohnort1 

- Auspendler1 

+ Einpendler1 

= Erwerbstätige am Arbeitsort1 

1) ohne Pendler mtl unbestimmtem Ziel 

234 
144 
20 

110 

Von diesen 110 Erwerbstätigen in der Gemeinde sind 
zwei Drittel Männer und ein Drittel Frauen. Auf land­
wirtschaftliche Betriebe entfallen 50 Beschäftigte, auf 
Handwerksbetriebe 24 und auf Betriebe des Dienstlei­
stungssektors 36. 

ln Ulsnls arbeitende Erwerbstätige 
nach Wirtschaftsbereichen 1987 

Insgesamt 
darunter weiblich 

Ins­
gesamt 

110 
39 

Land­
wirt­

schaft1 

50 
14 

Davon 

produ· Dienst· 
zierendes Iei-
Gewerbe stungen 

24 
4 

36 
21 

1) e1nschheBiich Forstwirtschaft und Fischerei 

Nur noch halb soviele landwirtschaftliche Betriebe 

Der dominierende Wirtschaftszweig in dieser sonst ar­
beitsplatzarmen Region ist nach wie vor die Landwirt­
schaft. ln diesem Wirtschaftszweig ist von 1960 bis 
1987 Umwälzendes geschehen: Nahezu jeder zweite 
Betrieb ist von einer Generation auf die andere ver­
schwunden. Von den ehemals 65 Betrieben mit weni­
ger als 50 ha landwirtschaftlicher Nutzfläche (LF) -
in der Mehrzahl kleine Nebenerwerbsbetriebe - exi­
stieren jetzt nur noch 24. Demgegenüber ist die Zahl 
der Betriebe ab 50 haLF, die - mit Einschränkung 
-als Vollerwerbsbetriebe gelten, von 6 auf 14 gestie­
gen. Betriebe dieser Größe bewirtschafteten 1960 nur 
ein Viertel der Gesamtfläche aller Betriebe; 1987 be­
trug ihr Anteil bei einer durchschnittlichen Betriebs­
größe von 66 ha LF mehr als zwei Drittel. Der 
Konzentrationsprozeß hat sich, wie neueste Zahlen be­
legen, noch fortgesetzt. 

Die Dauer-Grünlandfläche ist im Beobachtungszei­
traum etwa gleich stark geschrumpft (- 37 %) wie die 
Rinderhaltung (- 39 %). Ihr Anteil an der insgesamt 
landwirtschaftlich genutzten Fläche sank von 17 % auf 
11 %. 

ln der Nutzung des Ackerlandes haben sich gravie­
rende Veränderungen ergeben: 

Getreide 
Futterpflanzen 
Hackfrüchte 
Raps 

Flächenanteil m % 

1960 1987 

60 
28 
12 

62 
10 
7 

20 

Der Schwerpunkt des Ackerbaus liegt heute verstärkt 
bei den Mähdruschfrüchten Getreide und Raps. Der 
Anbau von Futterpflanzen und Hackfrüchten ist stark 
eingeschränkt worden. 

ln der Viehhaltung gelten für den Bauern von heute völ- . 
lig andere Maßstäbe als für den der vorangegangenen 
Generation. So hat die Rinderhaltung in Ulsnis an Be­
deutung gewaltig verloren, insgesamt um 39 %. Es 
werden jetzt nur noch halb soviele Milchkühe gehalten 
wie 1960. Weil gleichzeitig die Zahl der Halter kräftig 
gesunken ist, verdoppelte sich dennoch der Rinderbe­
stand je Halter, und zwar von 24 auf 49 Tiere. Entge­
gengesetzt verlief die Entwicklung der Schweinehal­
tung. Die Zahl der Schweine stieg von 1960 bis 1986 
um 141 %. Die 25 Schweinehalter haben heute im 
Durchschnitt 320 Tiere im Stall. 1960 hatte es noch 88 
Halter gegeben mit je 38 Schweinen. Pferde sind in den 
landwirtschaftlichen Betrieben n1cht mehr vorhanden. 
Vor einem Vierteljahrhundert waren noch 57 Tiere ge­
zählt worden. Dies bedeutet auch die Aufgabe einer 
gern geübten Tradition, des jährlichen Ringreitens. • 

Die Zahl der Betriebe außerhalb der Landwirtschaft ist 
von 1961 bis 1987 um ein Drittel, von 34 auf 23, ge­
sunken. Im produzierenden Bereich haben sich nur ei­
nige wenige Betriebe behaupten können 
(Schwerpunkt: Bau). Vom Rückgang betroffen sind er­
wartungsgemäß zahlreiche kleine Handwerksbetriebe, 
wie sie früher für die Bauerndörfer typisch waren und 
den ländlichen Raum auf besondere Weise mit Leben 
erfüllten (wie Schmiede, Schlachterei, Meierei, Schuh­
macherei, Schneid~rei sowie Stellmacherei mit Säge­
werk). Andere hatten den Existenzkampf schon zu 
einem früheren Zeitpunkt aufgegeben (z. B. die Getrei­
demühle). Die Schließung mehrerer kleiner Handels­
geschäfte, sogenannter Tante-Emma-Läden, hat auch 
die Zahl der Betriebe im Dienstleistungssektor 
schruf!1pfen lassen. Hier ist es durch den Zugang meh­
rerer Erholungs- und anderer sozialer Einrichtungen 
zu einer Umschichtung gekommen. 
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Die erzieherischen Einzelhilfen in der Jugendhilfestatistik 1988 

Jedes deutsche Kind hat nach§ 1 Abs. 1 Jugendwohl­
fahrtsgesetz (JWG) ein Recht auf Erziehung zur leibli­
chen, seelischen und gesellschaftlichen Tüchtigkeit. 
Insoweit der Anspruch des Kindes auf Erziehung von 
der Familie nicht erfüllt wird, tritt, unbeschadet der Mit­
arbeit freiwilliger Tätigkeit, öffentliche Jugendhilfe ein. 

Wille des Gesetzgebers ist es auch, daß über die Ju­
gendhilfe eine Statistik geführt wird. Das Gesetz über 
die Durchführung von Statistiken auf dem Gebiet der 
Sozialhilfe, der Kriegsopferfürsorge und der Jugend­
hilfe ordnet in § 4 die vier verschiedenen Teile der Ju­
gendhilfestatistik an: 

• Teil 1: Erzieherische Einzelhilfen, 
Teil II: Maßnahmen der Jugendarbeit, 
Teil 111: Einrichtungen und tätige Personen, 
Teil IV: Ausgaben und Einnahmen. 

ln diesem Aufsatz werden die Daten des Teils I darge­
stellt. Sie sind fast ausnahmslos von den Jugendwohl­
fahrtsbehörden - den Jugendämtern der Krerse und 
kreisfreien Städte und dem Landesjugendamt - zu 
melden, und zwar jährlich. 

Unter dem weit gefaSten Begriff "Erzieherische Einzel­
hilfen" werden Zahlen über folgende Themenkreise er­
faßt und hier auch in dieser Reihenfolge und mit diesen 
Zwischenüberschriften abgehandelt: 

- Minderjährige unter Amtspflegschaft oder Amts­
vormundschaft, 

• - Minderjährige unter Amtsbeistandschaft, 
- Adoptionen, 
- Vaterschaftsfeststellungen, 
- Mitwirkung des Jugendamtes in vormundschaftli-

chen und familiengerichtlichen Verfahren sowie 
Sorgerechtsentziehungen, 

- institutionell beratene Minderjährige und junge Er­
wachsene, 

- Beratung und Unterstützung alleinerziehender und 
getrennt lebender Elternteile und werdender Mütter, 

- formlose erzieherische Betreuung von Minderjäh-
rigen, die bei ihrer Familie leben, 

- Minderjährige unter Erziehungsbeistandschaft, 
- Pflegekinder unter der Aufsicht des Jugendamtes, 
- Hilfen zur Erziehung außerhalb des Elternhauses, 
- Hilfen für junge Volljährige, 
- freiwillige Erziehungshilfe und Fürsorgeerziehung 

und 
- Jugendgerichtshilfe. 

Zu den Themen "Adoptionen" und "institutionelle Be­
ratungen" sind auch die freien Träger der Jugendhilfe 
auskunftspflichtig. 

Minderjährige unter Amtspflegschaft und Amtsvor­
mundschaft 

Das Jugendamt wird entweder aufgrund einer Geset­
zesvorschrift Vormund oder Pfleger eines Minderjähri­
gen oder vom Vormundschaftsgericht oder Familien­
gericht dazu bestellt. Das Gesetz spricht in diesen 
Fällen von der Amtsvormundschaft und Amtspfleg­
schaft . 

Ende 1988 standen 21 200 Minderjährige unter der 
Pflegschaft und 2 500 unter der Vormundschaft des Ju­
gendamtes. Die Amtspflegschaften , bei denen nur be­
stimmte Aufgaben der Personen- oder Vermögenssorge 
auf das Jugendamt übertragen werden, kommen so­
mit viel häufiger vor als Amtsvormundschaften, bei de­
nen das Jugendamt in der Regel alle persönlichen und 
vermögensrechtlichen Angelegenheiten des Minder­
jährigen wahrzunehmen hat. 19 OOOmal handelte es 
sich um eine gesetzliche Übertragung der Fürsorge, 
4 700mal um eine bestellte. 

Das Jugendamt wird zwar Pfleger oder Vormund, es 
hat aber nach § 37 JWG die Ausübung der Aufgaben 
des Pflegers oder Vormunds einzelnen seiner Beam­
ten oder Angestellten zu übertragen. Im Umfang der 
Übertragung sind diese Mitarbeiter zur gesetzlichen 
Vertretung des Minderjährigen befugt. 

Gesetzliche Übertragungen 

Mit der Geburt eines nichtehelichen Kindes wird das 
Jugendamt Pfleger, wenn das Kind nicht eines Vor­
munds bedarf. Bringt eine Volljährige ein Kind nichte­
helich zur Weft, wird das Jugendamt Pfleger, ist die 
Mutter eines solchen Kindes minderjährig, wird es Vor­
mund. 

§ 1706 BGB schreibt dem Pfleger vor, in folgenden An­
gelegenheiten für das nichteheliche Kind tätig zu wer­
den: 

1. für die Feststellung der Vaterschaft und alle son­
stigen Angelegenheiten, die die Feststellung oder 
Änderung des Eltern-Kind-Verhältnisses oder des 
Familiennamens des Kindes betreffen; 
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Beschäftigte in den Kreisen Schleswig-Holsteins 

von Betriebe n des verarbeitenden Gewerbes 
mit im allgemeinen 20 u.m. Beschäftigten 

1989 im Mittel der 12 Monate 

Jede Saufe bezeichnet eanen an der Legende benannten Wartschafts­
bereich Dae Hohe der Säulen gabtdie Beschäftigtenzahl an. Die gebotene 
Beschrankung auf 9 Wartschaftsbereiche kann dazu fuhren, daß dae mei­
sten Beschilftigten eanes Kreises in den )eweals ntcht benannten Bran­
chen des verarbeatenden Gewerbes tältg sand. Dte vorherrschende Bran­
che astdann ntcht mehr erkennbar (so z. B in Neumünster). Ist fur eanen 
Beretch an das Dtagramm keane Säule etngezeachnet, so kann dies tn den 
Kretsen zweaerlea bedeuten: Entweder stnd Beschafttgte ntcht vorhanden, 
oder thre Anzahl kann aus Geheimhaltungsgründen nicht bekanntge­
geben werden. Im letzteren Falle ist sie unter die Jeweils nicht benannten 
Branchen subsumaert worden. 

Schleswig-Holstein 
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2. für die Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen; 
3. für die Regelung von Erb- und Pflichtteilrechten. 

Dies sind auch die Pflichten des Vormunds eines nich­
tehelichen Kindes. 

Unter die Angelegenheiten des Punktes 1 fallen außer 
der Feststellung der Vaterschaft deren Anfechtung, die 
Ehelichkeitserklärung, die Adoption und die Namens­
änderung. 

Gesetzlicher Vormund wird das Jugendamt auch, wenn 
die Eltern in die Adoption ihres Kindes eingewilligt ha­
ben. 

Minderjährige unter Amtspflegschaft 
und Amtsvormundschaft 1988 

gesetzliche Übertragung 

Anzahl am Jahresanfang 

Zugänge 
darunter 
nichteheliche Geburt 
Adoptionsvormundschaft 

Übernahme von anderem Jugendamt 

Abgänge 
darunter 
Abgabe an anderes Jugendamt 
Aufhebung der Pflegschaft 
LegitimatiOn durch 
nachfolgende Ehe 

Volljährigkeit des Kindes 
Adoption 

Anzahl am Jahresende 

bestellte Übertragung 

Anzahl am Jahresanfang 

ZugAnge 

Abgange 
darunter 
Aufhebung 
Volljährigkeit des Kindes 
Adoption 

Anzahl am Jahresende 
davon 
Unterhaltspflegschaft 
Sorgerechtspflegschaft 
sonstige Ergänzungspflegschaft 

Amts- Amts· 
pfleg- Vormund-
schaft schalt 

17 556 707 

4 597 252 

3 631 115 
X 34 

616 23 

3 813 292 

801 30 
1 030 X 

1 008 28 
678 69 

95 39 

18 340 667 

2 812 1 919 

565 225 

539 289 

135 43 
196 137 

18 37 

2 838 1 855 

1 114 X 
1 382 X 

342 X 

Zu den am Jahresanfang bestehenden 17 600 ge­
setzlichen Amtspflegschaften kamen im Laute des 
Jahres 4 600 hinzu. ln vier von fünf Fällen, insge­
samt 3 600mal, wuchs den Jugendämtern dabei die 

Fürsorge für nichtehelich Geborene zu. Diesen Fällen 
hinzuzurechnen sind über 200 ähnliche, bei denen sich 
erst später aus einer gerichtlichen Entscheidung ergab, 
daß das Kind nicht ehelich war, oder bei denen ein au­
ßerhalb der Bundesrepublik Deutschland nichtehelich 
geborenes Kind in den Zuständigkeitsbereich des Ju­
gendamtes zugezogen war. Da die Zuständigkeit des 
Jugendamtes vom Aufenthaltsort der Minderjährigen 
abhängt, beeinflussen auch die Wohnungswechsel der 
Pfleglinge und Mündel den Bestand. Von anderen Ju­
gendämtern wurden 1988 600 Pfleglinge übernommen. 
Außerdem ging ein Teil der Vormundschaften in Pfleg­
schaften über. 

Am Jahresanfang übten die Jugendämter 700 gesetz-
liche Vormundschaften aus. Dazu traten 1988 über 200 
weitere, fast die Hälfte aufgrund einer nichtehelichen 
Geburt. U. a. kamen rund 30 Adoptionsvormundschaf- e 
ten hinzu. Rund 60 Amtspflegschaften gingen in Amts­
vormundschaften über. 

Im Berichtsjahr wurden 3 800 gesetzliche Amtspfleg-
schatten und 300 gesetzliche Amtsvormundschaften 
beendet. Je 1 OOOmal hob das Vormundschaftsgericht 
die Pflegschaft auf, weil die Mutter einen entsprechen-
den Antrag gestellt hatte oder weil die Mutter eines 
nichtehelichen Kindes mit dem Vater des Kindes die 
Ehe eingegangen war. 700mal endete die Pflegschaft 
mit der Volljährigkeit des Kindes. Fast 100 Pfleglinge 
wurden adoptiert. 

Die Anzahl der gesetzlichen Amtsvormundschaften ist 
1988 leicht gesunken und belief sich am Jahresende 
auf fast 700. Die Zahl der gesetzlichen Amtspflegschaf-
ten hat im Laufe des Jahres um 800 auf 18 300 zuge-
nommen. 

Bestellte Übertragungen 

Ende 1988 standen 2 800 Minderjährige unter bestell­
ter Amtspflegschaft und 1 900 Minderjährige unter be­
stellter Amtsvormundschaft. Bei den Pflegschaften 
handelt es sich um die sogenannte Ergänzungspfleg­
schaft, die die elterliche Sorge oder die Vormundschaft 
ergänzt. Sie tritt ein, wenn Eltern oder Vormund be­
stimmte Angelegenheiten nicht besorgen können. 

Welche verschiedenen Ergänzungspflegschaften be­
standen am Jahresende? Für 1 100 Minderjährige, 
deren Eltern geschieden wurden oder getrennt lebten, 
hatte das Familiengericht eine Ergänzungspflegschaft 
m Form einer Unterhaltspflegschaft angeordnet. Das 
Jugendamt hat in diesen Fällen für das Kind Unterhalts-

• 
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ansprüche sicherzustellen. ln 1 400 Fällen hatten Vor­
mundschaftsgericht oder Familiengericht das Kindes­
wohl in Gefahr gesehen und eine Sorgerechtspfleg­
schaft verfügt; 900mal war das Vormundschaftsgericht 
tätig geworden, in den 500 Fällen, in denen die Eltern 
geschieden wurden oder getrennt lebten, das Familien­
gericht. Die mehr als 300 verbleibenden Ergänzungs­
pflegschaften betrafen sonstige Fürsorgeangelegen­
heiten. 

Minderjährige unter Amtsbeistandsschaft 

Der Elternteil, dem die elterliche Sorge, die Personen­
sorge oder die Vermögenssorge allein zusteht, kann ge­
mäß § 1685 BGB beim Vormundschaftsgericht 
beantragen, daß ihm ein Beistand bestellt wird. Dieser 
kann für alle Angelegenheiten, für einzelne Angelegen­
heiten oder für gewisse Arten von Angelegenheiten be­
stellt werden. Auf Antrag des Vaters oder der Mutter 
kann das Vormundschaftsgericht ferner dem Beistand 
die Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen und 
die Vermögenssorge übertragen. Wie für Vormund­
schaft und Pflegschaft gilt auch hier: Ist keine geeignete 
Person vorhanden, kann auch das Jugendamt vom Vor­
mundschaftsgericht zum Beistand (Amtsbeistand) be­
stellt werden. 

Am Ende des Jahres 1988 unterstützten die Jugendäm­
ter die Eltern von 2 700 Minderjährigen bei der Aus­
übung der Sorge. ln fast allen Fällen handelte es sich 
um Unterhaltsbeistandschatten gemäß § 1690 BGB. 
Die Vormundschaftsgerichte hatten dem Jugendamt 
danach die Geltendmachung von Unterhaltsansprü­
chen oder die Vermögenssorge für 2 600 Minderjäh­
rige übertragen, dem Jugendamt als Beistand damit 
die Rechte und Pflichten eines Pflegers zugewiesen. 

Adoptionen 

Die Adoptionsvermittlung ist Aufgabe des Jugendam­
tes und des Landesjugendamtes. Die Wohlfahrtsver­
bände sind zu einer solchen Tätigkeit berechtigt, haben 
aber für 1988 keine Adoptionsvermittlungen in Schles­
wig-Holstein angezeigt. Die Adoptionsvermittlungsstel­
len haben in erster Linie Kinder unter achtzehn Jah­
ren und Personen, die ein Kind annehmen wollen, 
zusammenzubringen. Sind die Voraussetzungen, die 
das Gesetz stellt, erfüllt, spricht das Vormundschafts­
gericht die Annahme auf Antrag des Annehmenden 
aus. ln den letzten Jahren wurden viel weniger Kinder 
zu einer Adoption freigegeben, als Adoptionsbewerber 
vorhanden sind. Anfang 1988 warteten 800 Familien 

und Einzelpersonen darauf, daß ihnen ein Minderjäh­
riger vorgeschlagen werden würde, am Ende des Jah­
res 700. 

Der Adoption geht häufig eine Probezeit in Form eines 
längeren Aufenthalts im Haushalt der Bewerber voraus. 
ln einer solchen Adoptionspflege befanden sich zu Be­
ginn des Jahres 1988 fast 140, am Jahresende 1988 
fast genau 150 Minderjährige. Eine besondere Pflege­
zeit wird nicht gefordert, wenn keine Eingewöhnung in 
den Kreis des Aufnehmenden nötig ist, z. B. wenn die 
Mutter ihr nichteheliches Kind adoptieren will. Wie viele 
der adoptierten Kinder vor ihrer Annahme in Adop­
tionspflege lebten, weist die Statistik nicht nach. Es ist 
nur bekannt, daß rund 20 Kmder vor Beginn der Adop­
tionspflege in Heimen und rund 130 außerhalb des El­
ternhauses in Familienpflege lebten. 

Adoptionen 1988 

Adoptierte Minderjährige 296 
und zwar 

durch Stiefeltern 186 
durch Verwandte 3 

aus Heimen' 23 
mit ersetzter E1nwilhgung 23 
zum Zweck der Adoption ms Inland geholt 21 

Am Jahresende in Adoptionspflege untergebracht 151 

Am Jahresende zur Adoptionsvermittlung vorgemerkt 7 

Am Jahresende vorhandene Adoptionsbewerber 706 

1) sowe1t Heimaufenthalt länger als 3 Monate 

1988 wurden 300 Minderjährige adoptiert. Meistens 
wurde das Kind vom Stiefelternteil angenommen, dem 
Ehepartner des Ehegatten also, der sein Kind mit in 
die Ehe gebracht hatte. Drei Minderjährige wurden 
rechtlich eheliche Kinder anderer Verwandter. Das 
restliche Drittel der Adoptionen sind Annahmen nich­
tehelicher Kinder durch die eigene Mutter oder den 
leiblichen Vater und Fremdadoptionen. 

Es werden keineswegs nur Kleinkinder zur Adoption 
freigegeben . Nur rund 80 der adoptierten Minderjähri­
gen waren noch keine drei Jahre alt, als sie als Kind 
angenommen wurden, lebten also größtenteils wohl 
schon als Babies bei den Annehmenden. Etwas mehr 
als 60 standen bei ihrer endgültigen Aufnahme in die 
neue Familie im Alter von drei bis fünf Jahren. Fast ge­
nau 150 waren schon sechs und älter, rund 60 von ih­
nen mindestens 12 Jahre alt. 
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Die meisten Adoptierten waren Deutsche. Fast 40 wa­
ren Ausländer; von ihnen wurden 15 durch Verwandte 
oder Stiefeltern angenommen. Zum Zweck der Adop­
tion ins Inland geholt wurden 21 Kinder, überwiegend 
oder ausschließlich wohl Ausländer. Für die deutschen 
Mmderjährigen liegen auch Angaben über ihre Her­
kunftsfamilie vor: Rund die Hälfte war ehelich geboren; 
die weitaus meisten von ihnen entstammten geschie­
denen Ehen. 

Vaterschaftsfeststellungen 

Wird ein uneheliches Kind geboren, ist im Interesse des 
Kindes und der Mutter möglichst bald die Vaterschaft 
festzustellen. Dies geschieht durch Anerkennung des 
Vaters oder durch gerichtliche Entscheidung. Dabei 
kommt dem Jugendamt eine wichtige Rolle in seiner 
Funktion als Amtspfleger oder Amtsvormund zu. Ge­
maß § 1706 BGB hat es zu versuchen, den Vater zu 
einer Anerkennung der Vaterschaft zu bewegen oder 
nötigenfalls für das Kind auf Feststellung der Vater­
schaft vor dem zuständigen Amtsgericht zu klagen. 
Nach dem Tod des Mannes ist die Vaterschaft auf An­
trag des vom Jugendamt vertretenen Kindes vom Vor­
mundschaftsgericht festzustellen. 

1988 konnten die Jugendämter 3 900 Anerkennungen 
erreichen und 300 erfolgreiche Klagen führen. Nicht 
alle Maßnahmen gingen aber zugunsten der Jugend­
ämter aus: Mehr als 40 Klagen wurden abgewiesen, 

mehr als 40 weitere Klagen mußten zurückgenommen 
werden, 100 Väter waren nicht festzustellen , in minde­
stens jedem dritten Fall, weil die Mutter den Vater ver­
heimlichte. 

Mitwirkung des Jugendamtes in vormundschaftli­
chen und familiengerichtlichen Verfahren sowie Sor­
gerechtsentziehungen 

Das Jugendamt hat das Vormundschaftsgericht und 
das Familiengericht in vielerlei Hinsicht zu unterstüt­
zen und ihnen gegenüber Anträge und Stellungnah­
men abzugeben. Andererseits haben beide Gerichte 
das Jugendamt vor bestimmten Entscheidungen zu hö­
ren, z. 8. zu den in § 48 a JWG bezeichneten Verfahren. 

Anlaß und Art der Mitwirkung des Jugendamtes 
1n vormundschaftlichen und familiengerichtlichen 
Verfahren sow1e Sorgerechtsaniziehungen 1988 

Übertragung der elterlichen Sorge und Befugnis 
zum personliehen Umgang 

Anträge oder Stellungnahmen des Jugendamtes 
für Minderjahrige 
davon tn Sachen 
Gefährdung des Kmdeswohls 
elterliche Sorge nach Scheidung der Eitern 
elterliche Sorge be1 Getrenntleben der Eltern 
persönlicher Umgang mit dem Ktnd 

persönlicher Umgang des Vaters m1t dem Kind 
Wegnahme vonNerble1b bei der Pflegeperson 
Änderung von Anordnungen des Vormundschafts-

und Familiengerichts 
geschlossene Unterbringung 

Sorgerechtsentzlehungen 

Htnweise des Jugendamtes auf eine Gefährdung 
des Ktndeswohls 

daraufhin erfolgte Sorgerechtsentz1ehungen 

und zwar 

Minder­
jähnge 

7141 

205 
4 471 
1 027 

852 

65 
21 

380 
120 

235 

209 

Entzug der Personensorge 199 
darunter Sorgerecht auf Jugendami übertragen 180 

Entzug der Vermagenssorge 34 
darunter Sorgerecht auf Jugendamt ubertragen 30 

Auf 4 500 Minderjährige bezogen sich die Stellungnah­
men der Jugendämter zu der bei Scheidungen anste­
henden Frage, wem die elterliche Sorge für das 
gemeinschaftliche Kind zustehen sollte . Gegenüber 
dem Familiengericht äußerten sich die Jugendämter 
ferner bei sorgerechtliehen Entscheidungen, die wegen 
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des Getrenntlebens der Eltern auf Antrag eines Eltern­
teils oder von Amts wegen zu treffen waren. Hiervon 
waren weitere 1 000 Minderjährige betroffen. 

Auch zur Regelung des persönlichen Umgangs des El­
ternteils, dem die Personensorge nicht zusteht, mit sei­
nem Kind durch das Familiengericht, und zur Regelung 
des Umgangs des Vaters mit seinem nichtehelichen 
Kind durch das Vormundschaftsgericht gab das Ju­
gendamt recht häufig seine Stellungnahme ab: Es ging 
hierbei um 900 Minderjährige. Weiter wurde das Ju­
gendamt bei einer Gefährdung des Kindeswohls, bei 
Versuchen der Eltern. ihr Kind von der Pflegeperson 
wegzunehmen, bei Änderungen von Anordnungen des 
Vormundschafts- oder Familiengerichts und bei Fragen, 
die im Zusammenhang mit einer geschlossenen oder 
sonstigen mit einer Freiheitsentziehung verbundenen 
Unterbringung eines Minderjährigen stehen, vom Ge­
richt angehört. Hierbei waren 700 Minderjährige be­
rührt. 

Nach § 48 JWG hat das Jugendamt dem Vormund­
schaftsgericht Anzeige zu machen, wenn ihm ein Fall 
bekannt wird, in dem das Gericht einzuschreiten hat. 
Entsprechende Hinweise der Jugendämter auf eine Ge­
fährdung des Kindeswohls führten zum Entzug der Per­
sonensarge für 200 Minderjährige und zum Entzug der 
Vermögenssorge für rund 30 Minderjährige. Fast jedes 
Mal ging das jeweilige Sorgerecht auf das Jugendamt 
über. 

Institutionell beratene Minderjährige und junge Er­
wachsene 

Aufgabe des Jugendamtes ist es u. a., Einrichtungen 
für eine Beratung in Fragen der Erziehung zu fördern 
oder zu schaffen(§ 5 Abs. 1 Nr. 1 JWG). Diese Erzie­
hungsberatungsstellen, auch gekoppelt mit Ehe-, 
Lebens- und anderen Beratungsstellen, werden teils 
von den Kreisen und kreisfreien Städten, teils von freien 
Trägern betrieben. 

Um in der Statistik berücksichtigt zu werden, müssen 
die Beratungsstellen über ein interdisziplinäres Bera­
tungsteam verfügen. Es müssen beispielsweise Psy­
chologen, Sozialarbeiter, Sozialpädagogen und andere 
therapeutische Fachkräfte bereitstehen; gegebenen­
falls sollte das Team auch einen Arzt enthalten, und das 
wöchentliche Beratungsangebot der Stelle muß min­
destens 20 Stunden betragen. Nicht in die Statistik ein­
bezogen sind Beratungsstellen, die überwiegend in der 
Eheberatung oder in der Schwangerschaftskonflikt­
beratung tätig sind, sowie die Pro-Familia-Beratungs­
stellen und die Drogen- und Suchtberatungsstellen. 

2 200 

2000 

1800 

1600 

Institutionell 
beratene Minderjährige 
undjunge EnNachsene 

1988 
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1200 ---t 
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n Insgasami • • ;: .,.,. 
davon .:··: . mannlieh .?X weobhch 

Jahre alt 

1988 wurden von den Beratungsstellen der Jugendbe­
hörden 6 200 und von den Beratungsstellen freier Trä­
ger 5 400 Minderjährige und junge Erwachsene bis 
zum Höchstalter von 24 Jahren beraten oder sie wur­
den ihnen vorgestellt, weil für sie eine Beratung erteilt 
wurde. 6 600 waren männlichen und 5 000 weiblichen 
Geschlechts. Lediglich unter den Beratenen im Alter 
von 18 und mehr Jahren überwogen die Frauen. 

Die Beratungen erstrecken sich oft über mehrere Jahre. 
6 600 der 11 600 Beratenen, also 57 %, erschienen 
1988 zum ersten Mal bei einer Beratungsstelle, die rest­
lichen 5 000 waren im Vorjahr schon beraten worden. 

Beratung und Unterstützung alleinerziehender und 
getrennt lebender Elternteile und werdender Mütter 

Ein Elternteil, dem die Personensorge für ein Kind al­
lein zusteht, kann sich vom Jugendamt bei der Aus­
übung der Personensorge, insbesondere bei der Gel­
tendmachunQ der Unterhaltsansprüche des Kindes, 
beraten und unterstützen lassen. Er muß dazu nur ei­
nen Antrag gemäß § 51 JWG stellen. Diese Vorschrift 
soll nicht nur Müttern nichtehelicher Kinder bei der 
Durchsatzung deren Ansprüche helfen, sondern ihnen, 
aber auch allen anderen Alleinerziehenden, z. B. Ge­
schiedenen oder Verwitweten, Hilfe in Notlagen brin­
gen. Sie hat für die Mütter und Väter ehelicher Kinder 
besondere Bedeutung, weil ihnen nicht wie den nicht-
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ehelichen K1ndern ein Pfleger bei der GeltendmachunQ 
ihrer Ansprüche zur Seite steht. Die Vorschrift gilt auch 
dann, wenn die Ettern getrennt leben, ohne daß die Per­
sonensarge einem Elternteil übertragen worden ist. ln 
diesem Fall hat der Elternteil Anspruch auf Beratung 
und Unterstützung, in dessen Obhut sich das Kind be­
findet oder der Unterhaltsansprüche des Kindes gegen 
den anderen Elternteil geltend machen will. 3 100 Per­
sonen wurden 1988 durch das Jugendamt aufgrund 
des § 51 JWG beraten oder unterstützt. 

Nicht von einem Antrag abhängig ist nach § 52 Abs. 
1 JWG die Beratung und Unterstützung des Jugendam­
tes für werdende Mütter, soweit ein Bedürfnis erkenn­
bar ist. Es kommt dabei nicht darauf an, ob die Mutter 
verheiratet ist oder nicht, auch nicht, ob die Familie voll­
ständig ist oder nicht. Die Unterstützung ist überwie­
gend nichtmaterieller Art. 

Ist anzunehmen, daß das Kind nichtehelich geboren 
wird, hat das Jugendamt gemäß § 52 Abs. 2 JWG mit 
Einverständnis der Mutter zu versuchen, die Vaterschaft 
festzustellen. Das Jugendamt wird versuchen, den Va­
ter zu verpflichten, Unterhalt für das Kind zu zahlen. 
Nach der Geburt wird das Jugendamt, wie auch an an­
derer Stelle erwähnt, in der Regel Pfleger für das nich­
teheliche Kind. Zu seinen Aufgaben gehört, falls dann 
noch nicht geschehen, auch die Feststellung der Va­
terschaft. 

Nach § 52 Abs. 3 JWG hat das Jugendamt auch die 
Mutter eines nichtehelichen Kindes bei der Geltendma­
chunQ ihrer eigenen Ansprüche gegenüber dem Vater 
des Kindes zu beraten und zu unterstützen. 

Insgesamt wurden 1 100 werdende Mütter nach § 52 
JWG beraten und unterstützt. 

Formlose erzieherische Betreuung von Minderjäh­
rigen, die bel Ihrer Familie leben 

Familien, die, aus welchen Gründen auch immer, in ih­
rer Erziehungskompetenz geschwächt sind, unterstützt 
das Jugendamt zum Wohle des gefährdeten Kindes im 
Rahmen der formlosen erzieherischen Betreuung nach 
§§ 5 und 6 JWG. Die Unterstützung in einer Institution, 
der Beratungsstelle, wurde schon erwähnt. Findet sie 
in der Familie statt, so spricht man in der Regel vom 
allgemeinen Sozialdienst Die erzieherische Betreuung 
findet überwiegend als Einzelfallhilfe und nur selten als 
Gruppenhilfe statt. 

1988 wurden 13 400 Minderjährige dergestalt betreut. 
Angaben über die Zahl der Familien liegen nicht vor. 

Voraussetzung für die statistische Erfassung war, daß 
der Kontakt über drei Monate hinweg bestanden hatte. 

Minderjährige unter Erziehungsbeistandschaft 

Auf Antrag des Personensorgeberechtigten oder auf 
Anordnung des Vormundschaftsgerichts oder des Ju­
gendgerichts hat das Jugendamt für einen Minderjäh­
rigen, dessen leibliche, geistige oder seefisehe 
Entwicklung gefährdet oder geschädigt ist, einen Er­
ziehungsbeistand zu bestellen, wenn andere Maßnah­
men nicht ausreichen, die Gefahr abzuwenden oder 
den Schaden zu beseitigen. 

Der Erziehungsbeistand hat nach § 58 JWG die Auf­
gabe, die Personensorgeberechtigten bei der Erzie­
hung zu unterstützen und dem Minderjährigen mit Rat 
und Tat zur Seite zu stehen. Der Erziehungsbeistand e 
selber hat Anspruch darauf, daß ihn das Jugendamt 
berät und ihm bei seiner Arbeit hilft. Auch die Perso­
nensorgeberechtigten, der Arbeitgeber, die Lehrer und 
sonstigen Personen, bei denen sich der Minderjährige 
nicht nur vorübergehend aufhält, sind zur Mitarbeit ver­
pflichtet. Sie haben dem Erziehungsbeistand gemäß 
§ 59 JWG Auskunft zu geben. 

Die Aufgabe läßt sich nur mit qualifiziertem Personal 
erfolgversprechend lösen. Neben den ehrenamtlichen 
Erziehungsbeiständen sind deshalb besonders die 
hauptamtlichen Erziehungsbeistände des Jugendam­
tes gefordert. Die Erziehungsbeistandschaft muß auf 
einer umfassenden Fallanalyse aufbauen und einem 
Erziehungsplan folgen. Sie endet durch Volljährigkeit 
oder mit der Aufhebung. 

Ende 1988 standen 800 Minderjährige unter Erzie- e 
hungsbeistandschaft des Jugendamts, 500 männlichen 
und 300 weiblichen Geschlechts. Fast alle Erziehungs­
beistandschatten wurden auf Antrag der Personensor­
geberechtigten bestellt, rund 50 auf Anordnung des 
Vormundschaftsgerichts und 14 auf Anordnung des Ju­
gendgerichts. 

1988 endeten rund 260: etwas mehr als 50 wegen Er­
reichung der Volljährigkeit und 200 durch Aufhebung. 
Etwa die Hälfte der Aufhebungen erfolgten wegen Er­
reichens des Erziehungszwecks, die andere Hälfte teils 
wegen anderweitiger Sicherstellung des Erziehungs­
zwecks, z. B. durch Freiwillige Erziehungshilfe oder Für­
sorgeerziehung oder durch Adoption, Vormundschaft, 
teils dadurch, daß einer der Personensorgeberechtig­
ten d1e Aufhebung der auf Antrag der Personensorge­
berechtigten bestellten Erziehungsbeistandschaft be­
gehrt hatte. 
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Pflegekinder unter Aufsicht des Jugendamtes 

Am Ende des Jahres 1988 standen 3 800 Pflegekin­
der unter Aufsicht des Jugendamtes. Nach § 27 Abs. 1 
JWG sind Pflegekinder Minderjährige unter 16 Jahren, 
die sich dauernd oder nur für einen Teil des Tages, 
jedoch regelmäßig, außerhalb des Elternhauses in 
Familienpflege befinden. Nach § 14 des schleswig­
holsteinischen Gesetzes zur Ausführung des JWG kön­
nen die Jugendämter die Bestimmungen zum Schutz 
der Pflegekinder im Einzelfall auf Jugendliche bis zu 
achtzehn Jahren anwenden. Familienpflege setz1 nicht 
voraus, daß das Kind in eine vollständige Familie auf­
genommen wird. Auch Alleinstehende können Fami­
lienpflege leisten. § 27 Abs. 2 JWG schließt Minder­
jährige, die sich bei Verwandten bis zum 3. Grad be­
finden, in aller Regel aus dem Kreis der Pflegekinder 
aus. Das zivilrechtliche Pflegeverhältnis, das durch ei­
nen Pflegevertrag zwischen Pflegeperson bzw. den 
Pflegepersonen und den Sorgeberechtigten oder dem 
Jugendamt entsteht, bedarf der vorherigen Erlaubnis 
des Jugendamtes. Sie wird nur erteilt, wenn in der Pfle­
gestelle das leibliche, geistige und seelische Wohl des 
Pflegekindes gewährleistet ist. Die Pflegefamilie ist, mit 
anderen Worten, vom Jugendamt auf ihre Eignung zu 
prüfen. Auch das sonstige Umfeld muß befriedigen. 
Das Jugendamt hat nach § 31 JWG darauf zu achten, 
daß diese Voraussetzungen auch späterhin gewährlei­
stet sind. Es hat andererseits die Pflegepersonen zu 
beraten. 

Häufig entsteht ein Pflegeverhältnis, wenn ein erziehe­
risches Defizit in der eigentlichen Familie vorliegt. Ein 
Kind wird dann in die Pflegestelle gegeben, etwa weil 
es die Eltern, der Vormund oder der Pfleger wünschen 
und es das Jugendamt für die Durchführung der Hilfe 
zur Erziehung gemäß § 5 JWG für erforderlich und ge­
eignet hält. Auch das Vormundschaftsgericht kann bei 
Gefährdung des Kindeswohls die Übergabe des Kindes 
an die Pflegepersonen als Maßnahme des§ 1666 BGB 
anordnen. Aber auch ohne erzieherisches Defizit wer­
den Kinder in eine Pflegestelle gegeben. Tagespflege­
stellen dienen z. B. oft als Ersatz für Kindertages­
stätten. 1 400 Kinder waren 1988 in regelmäßiger Ta­
gespflege untergebracht. 2 300 und damit der Haupt­
teil der Pflegekinder waren allerdings in Vollpflege 
gegeben; darunter wird in der Jugendhilfestatistik ver­
standen, daß sie für mindestens 6 Wochen in ununter­
brochener Pflege bei Tag und Nacht in einer fremden 
Familie untergekommen waren. Fast gar keine Bedeu­
tung spielt dagegen die Wochenpflege, in der die 
Pflege während eines Teils der Woche durchgeführt 
wird. 

Hilfen zur Erziehung außerhalb des Elternhauses 

Oft wird das Jugendamt wie angedeutet im Sinne des 
§ 5 JWG tätig und versucht, ein Defizit in der Familie­
nerziehung durch Erziehung in einer Pflegefamilie aus­
zugleichen. Ende 1988 lebten 2 400 Minderjährige in 
einer solchen Familie. Ein großer Teil dieser 2 400 Kin­
der ist in der im vorigen Abschnitt genannten Zahl der 
3 800 unter Aufsicht des Jugendamtes stehenden Pfle­
gekinder enthalten. Jedoch sind auch Minderjährige, 
die aus erzieherischen Gründen bei Verwandten un­
tergebracht wurden, mit aufgeführt. Nicht eingeschlos­
sen sind dagegen Minderjährige in Tagespflege, auch 
wenn das Jugendamt die Aufnahme in die Pflegestalle 
als Hilfe zur Erziehung wertet und nach § 6 Abs. 3 JWG 
Unterhaltshilfe leistet. Hilfe zur Erziehung in Heimen 
empfingen Ende 1988 weitere 1 100 Minderjährige. 34 
lebten in einer pädagogisch betreuten selbständigen 
Wohngemeinschaft. Hilfe zur Erziehung außerhalb des 
Elternhauses empfingen somit Ende 1988 insgesamt 
3 600 Minderjährige. 

Hilfe zur Erziehung für Minderjährige 
außerhalb des Elternhauses 1988 

Minderjährige am Jahresanfang 

Zugänge 

eheliche Kinder 
davon 
aus vollständigen Familien 
aus geschiedenen Ehen 
Eltern dauernd getrennt lebend 
Voll- und HalbWalsen 

nichteheliche Kinder 

3503 

9n 
674 

202 
274 
123 
75 

303 

im Zusammenhang mit e10er Entscheidung des Genchis 69 
auf Veranlassung von Eltern oder Elterntell 510 
andere Gründe 
(z. B. durch Pfleger, Vormund veranlaßt) 398 

Abgänge 
davon 
wegen Volljähngkeit 
Rückkehr in die eigene Familie 
Übernahme in Adoptionspflege 
Abgabe in FreiWillige Erziehungshilfe 
oder Fürsorgeerziehung 

andere Gründe 

Minderjährige am Jahresende 

davon 
1n einer anderen Familie 
Im He1m 
in pädagogisch betreuter selbständiger 
Wohngemeinschaft 

in sonstiger Unterbnngung 

910 

270 
396 
25 

30 
189 

3 570 

2 420 
1 109 

34 
7 

Ganz junge Minderjährige werden zu erzieherischen 
Zwecken nicht gerne in Heimen untergebracht Von den 
1 100 außerhalb des Elternhauses betreuten Kindern 
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unter 9 Jahren lebten weniger als 200 in einem Heim. 
Die Minderjährigen, die zwecks freiwilliger Erziehungs­
hilfe oder Fürsorgeerziehung in einem Heim leben, 
sind, da sie keine Hilfe zur Erziehung nach § 5 JWG 
empfangen, nicht in den hier nachgewiesenen Zahlen 
der Heimkinder enthalten. 

Zu den 3 500 Minderjährigen, die Anfang 1988 Hilfe zur 
Erziehung nach § 5 JWG außerhalb des Elternhauses 
erhielten, sind im Laufe des Jahres 1 000 hinzugekom­
men. 900mal endete 1988 diese Hilfe. 

Für die Zugänge liegen Angaben über ihre eigene Fa­
milie und über den Anlaß der Hilfe vor: 300 der 1 000 
Minderjährigen waren nichtehelich geboren; von den 
700 ehelichen kommen nur 200 aus vollständigen Fa­
milien, die restlichen 500 stammen aus geschiedenen 
Ehen, aus Familien, bei denen die Eltern dauernd ge­
trennt leben oder ein oder beide Elternteile gestorben 
sind. ln fast allen Fällen wurde die Hilfe von den El­
tern, dem Vormund oder dem Pfleger veranlaßt Fast 
70 Hilfen stehen in Zusammenhang mit einer vormund­
schaftlichen oder familiengerichtlichen Entscheidung, 
die zugunsten des Kindswohls erging. 

Hilfen für junge Volljährige 

Die Hilfe zur Erziehung endet nicht automatisch mit 
Eintritt der Volljährigkeit. Ist eine Maßnahme zur schu­
lischen oder beruflichen Bildung einschließlich der Be­
rufsvorbereitung vor Erreichen des achtzehnten Le­
bensjahres eingeleitet worden, dann kann sie gemäß 
§ 6 Abs. 3 JWG auf Antrag des Volljährigen fortgesetzt 
werden. Die Maßnahmen können ambulant, in Fami­
lien oder Heimen durchgeführt werden oder sich allein 
auf Beratungen erstrecken. Sie schließen Kurse zur Er­
langung eines Schulabschlusses ebenso ein wie Lehr­
gänge zur Erlangung der Arbeitsfähigkeit, berufliche 
Umschulung genauso wie eine reguläre Berufsaus­
bildung. 

Ende 1988 erhielten knapp 300 junge Volljährige eine 
Hilfe gemäß§ 6 Abs. 3 JWG. Für eine annähernd gleich 
große Zahl endeten 1988 die Maßnahmen des Jugend­
amtes; in der Hälfte der Fälle konnte die Maßnahme 
erfolgreich abgeschlossen werden. 

Freiwillige Erziehungshilfe und Fürsorgeerziehung 

Während die Erziehungsbeistandschaft als ambulante 
erzieherische Hilfe geleistet wird, werden Freiwillige Er­
ziehungshilfe und Fürsorgeerziehung in der Regel in 

einer geeigneten Familie oder in einem Heim durch­
geführt, also stationär. Beide Hilfen werden vom Lan­
desjugendamt unter Beteiligung des Jugendamtes 
ausgeführt. 

Freiwillige Erziehungshilfe 

Die Freiwillige Erziehungshilfe hat fast die gleichen Vor­
aussetzungen wie die Erziehungsbeistandschaft Es 
muß sich wieder um einen Minderjährigen handeln, 
dessen leibliche, geistige oder seelische Entwicklung 
gefährdet oder geschädigt ist. Die Maßnahme muß zur 
Abwendung der Gefahr oder zur Beseitigung des Scha­
dens auch geboten sein. Sie muß dagegen nicht aus­
reichend sein, d. h. sie ist auch dann angezeigt, wenn 
der Erfolg der Maßnahme nicht gewährleistet ist. Ein 
weiterer Unterschied besteht darin, daß die Freiwillige e 
Erziehungshilfe in der Regel mindestens ein Jahr dau-
ert, weshalb der Gesetzgeber in § 62 JWG auch vor­
geschrieben hat, daß der Minderjährige, dem Freiwil-
lige Erziehungshilfe gewährt werden kann, das sieb­
zehnte Lebensjahr noch nicht vollendet haben darf. Das 
Gesetz erwartet von den Personensorgeberechtigten, 
daß sie bereit sind, die Durchführung der Freiwilligen 
Erziehungshilfe zu fördern. Die Hilfe wird auf schriftli­
chen Antrag der Personensorgeberechtigten durch das 
Landesjugendamt gewährt. Der Antrag ist beim Ju­
gendamt zu stellen, das dazu Stellung zu nehmen hat. 

Minderjährige ln Freiwilliger Erziehungshilfe 1988 

Anzahl am Jahresanfang 402 

Zugänge 167 
davon 
eheliche Kinder 137 

davon 
aus vollständigen Familien 51 
aus geschiedenen Ehen 69 
Eitern dauernd getrennt lebend 6 
Voll- und Halbwalsen 11 

nichteheliche Kinder 30 

Abgänge 158 
davon 
wegen Volljährigkeit 49 
Erreichung des Erziehungszwecks 24 
anderweitige Sicherstellung 22 
Antrag emes Personensorgeberechtigten 61 
andere Gründe 2 

Anzahl am Jahresende 411 

und zwar 
6 - 8 Jahre alt 2 
9 - 11 • 30 

12 - 14 . 113 
15 - 17 .. 266 

Im Helm 390 

e 
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Ende 1988 erfuhren 400 Minderjährige Freiwillige Er­
ziehungshilfe, und zwar 300 Jungen und 100 Mädchen. 
Sie waren fast ausschließlich in Heimen untergebracht. 
Über 90 % der 400 Jugendlichen standen in einem Al­
ter von 12 und mehr Jahren. Jünger als 9 Jahre war 
fast keiner. 

Weniger als 170 Minderjährige kamen 1988 neu hinzu, 
und ungefähr die gleiche Anzahl schied aus der Frei­
willigen Erziehungshilfe aus. Die meisten Zugänge wa­
ren entweder nichteheliche Kinder oder entstammten 
unvollständigen Familien. Die Freiwillige Erziehungs­
hilfe dauerte in zwei von zehn Fällen nicht länger als 
12 Monate. Drei von zehn Minderjährigen nahmen die 
Hilfe 3 und mehr Jahre in Anspruch . Zum Teil lief die 
Hilfe über 5 Jahre. Im Mittel (Median) wurde die Frei­
willige Erziehungshilfe knapp über 2 Jahre gewährt. 

e Die Hilfe endete am häufigsten auf Antrag eines Per­
sonensorgeberechtigten. Das Landesjugendamt hebt 
die Hilfe dann unverzüglich auf. Mit der Vollendung des 
achtzehnten Lebensjahres kommt die Hilfe automatisch 
zum Abschluß. Dies war der zweithäufigste Fall. Zwei 
Drittel der volljährig Gewordenen hatten rechtzeitig ei­
nen Antrag gestellt, die begonnene Maßnahme zur 
schulischen oder beruflichen Bildung einschließlich der 
Berufsvorbereitung über den achtzehnten Geburtstag 
hinaus fortzusetzen. Weitere Hilfen wurden aufgeho­
ben, weil ihr Zweck erreicht oder anderweitig sicher­
gestellt war. 

e Fursorgeerziehung 

Die Fürsorgeerziehung spielt heute nur noch eine un­
tergeordnete Rolle. Sie kann durch das Jugendgericht 
oder das Vormundschaftsgericht angeordnet werden. 
Das Jugendgericht erkennt auf sie im Urteil als Erzie­
hungsmaßregel oder verfügt sie durch einen Beschluß, 
wenn der Jugendliche mangels Reife für seine Tat nicht 
verantwortlich gemacht werden kann. Stets müssen die 
Voraussetzungen des§ 64 JWG erfüllt sein · Von dem 
Fall abgesehen, daß schon eine vorläufige Fürsorge­
erziehung angeordnet war, darf der Minderjährige sein 
siebzehntes Lebensjahr nicht vollendet haben, und er 
muß zu verwahrlosen drohen oder verwahrlost sein . 
Auch muß es als ausgeschlossen erachtet werden, daß 
eine andere Erziehungsmaßnahme ausreicht. Das Vor­
mundschaftsgericht entscheidet von Amts wegen oder 
auf Antrag des Jugendamtes, des Landesjugendam­
tes oder der Personensorgeberechtigten. 

Ungefähr 70 Minderjährige befanden sich Ende 1988 
in Fürsorgeerziehung. Rund 50 waren in Heimen, we­
niger als 20 in der eigenen Familie oder in der Familie 
eines Verwandten untergebracht. Die Minderjährigen 
waren fast alle 15 bis 17 Jahre alt. Ein Sechstel stand 
in Berufsausbildung oder Berufsvorbereitung. Die Für­
sorgeerziehung endet mit der Volljährigkeit oder wird 
aufgehoben, wenn ihr Zweck erreicht oder anderwei­
tig sichergestellt ist. Für die Aufhebung ist in Schleswig­
Holstein das Landesjugendamt zuständig. 

Fortsetzung der begonnenen Maßnahmen für Volljährige 

Endet die Freiwillige Erziehungshilfe oder Fürsorgeer­
ziehung mit der Volljährigkeit, dann können die jungen 
Volljährigen -wie die Empfänger von Hilfe zur Erzie­
hung nach §§ 5 und 6 JWG - an der begonnenen 
Maßnahme zur schulischen oder beruflichen Bildung 
einschließlich der Berufsvorbereitung weiter teilneh­
men. Sie müssen dies nur beantragen und am Erfolg 
der Maßnahme mitwirken wollen. Über 30 junge Voll­
jährige nahmen diese Möglichkeit wahr. 

Jugendgerichtshilfe 

Zu den Aufgaben des Jugendamtes gehört es nach 
§ 4 Ziffer 4 JWG, Jugendgerichtshilfe nach den Vor­
schriften des Jugendgerichtsgesetzes (JGG) zu leisten. 
Diese Vorschriften sind in § 38 JGG niedergelegt. 

Die Vertreter der Jugendgerichtshilfe sind während des 
gesamten Verfahrens gegen einen Jugendlichen oder 
Heranwachsenden heranzuziehen. Die Zuordnung zu 
be1den Gruppen richtet s1ch dabei nach dem Alter zur 
Zeit der Tat. Jugendlicher ist, wer zu dieser Zeit 14 bis 
17, Heranwachsender, wer dann 18 bis 20 Jahre alt ist. 
Die Vertreter der Jugendgerichtshilfe haben u. a. die 
erzieherischen, sozialen und fürsorgerischen Gesichts­
punkte im Verfahren vor den Jugendgerichten zur Gel­
tung zu bringen, an der Aufhellung des sozialen 
Umfeldes der Jugendlichen und Heranwachsenden 
mitzuwirken und sich zu den zu ergreifenden Maßnah­
men zu äußern. W1rd kein Bewährungshelfer berufen, 
haben sie darüber zu wachen, ob der junge Mensch 
den ihm aufgetragenen Weisungen und Auflagen nach­
kommt. Sie arbeiten mit den Bewährungshelfern zu­
sammen. Während des Vollzugs bleiben sie mit den 
Jugendlichen und Heranwachsenden in Verbindung 
und bemühen sich um ihre Wiedereingliederung in die 
Gesellschaft. 
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Am Jahresanfang bearbeiteten die Jugendämter die 
Fälle von 2 000 Jugendlichen und 3 300 Heranwach­
senden. Im Verlauf des Jahres kamen 4 100 Fälle für 

Jugendliche und 6 800 für Heranwachsende hinzu. 
11 200 Fälle konnten abgeschlossen werden. 

Erlluterungen 

Oie Quelle Ist nur bei Zahlen vermerkt, die nicht aus dem 
Statistischen Landesamt stammen. 
Der Ausdruck .Kreise" steht vereinfachend für . Kreise und 
kreisfreie Städte". 

Differenzen zw1schen Gesamtzahl und Summe der Teilzahlen 
entstehen durch unabhängige Rundung; allen Rechnungen 
liegen die ungerundeten Zahlen zugrunde. 

Bei Größenklassen bedeutet zum Beispiel .1-5": .1 bis unter 5". 
Zahlen in ( ) haben eingeschränkte Aussagefähigkelt 

p • vorläufige Zahl 
r • berichtigte Zahl 
s • geschätzte Zahl 
0 • Durchschnitt 
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Gustav Thissen 

Zeichen anstelle von Zahlen in Tabellen bedeuten: 

0 = weniger als die Hälfte von 1 in der letzten besetzten 
Stelle, jedoch mehr als nichts 

- - nichts vorhanden 
.. Zahlenwert unbekannt oder geheimzuhalten 

I - Zahlenwert nicht sicher genug 
X - Tabellenfach gesperrt, weil Aussage nicht sinnvoll 
··· - Angabe fällt später an 

SIZII Monalsh. S.H ll/1990 

• 



STATISTISCHE MONATSHEFTE SCH LESWIG -HOLSTEIN 

42. Ja~rgang lieft 6 Juni 1990 

SCHLESWIG-HOLSTE 1 N I M ZAHLENSPI E G E L 

I«»>ATS- UNO VIERTELJAHRESZAHLEN 

1998 1989 1989 1990 

Monats- Febr. März April 
durchsehnt tt 

Jan. Febr . März April 

BEV0L~ERUNG UND ERWERBSTATIGKEIT 

BEVOLKERUIIG N4 lt)•;ATSEflj( 1 000 2 560 2 566 2 567 2 568 

~ATÜRLICHE BEV0LKERUNGSBEW!G •NG 

Ehesch 1 I eDungen Anuhl 1 439 1 437 609 I 182 1 022 511 736 
je 1 000 EII!W. und 1 Jahr 6,7 3,1 5,4 4,8 

Lebendgeborene Anzahl 2 276 2 281 2 088 2 308 2 152 2 222 2 251 

e je 1 000 El~w . und I Jahr 10,6 10,6 10,6 10,2 

Gest~rbene (ohne Totgeborene) Annhl 2 535 2 546 2 413 2 648 2400 3 334 2 378 
Je I 000 Ein ... und 1 Jahr 11,9 12,3 12,2 11,4 

darunter '"' ersten Lebensjahr Anzahl IS IS 15 22 15 17 20 
je 1 000 lebendgeborene 6,6 6,6 7,2 9,5 7,0 7. 7 8,9 

U>erschuO der Geborenen (+) oder Gestorbenen (-) Anzahl 259 264 325 340 248 - 1 112 127 
je 1 000 Ei nw. und 1 Jahr 1,2 1, 7 1,6 1, 2 

W~DERu~GE~ 

ber die Landesgrenze Zugezogene Anzal\1 5 671 5 149 6 236 5 512 
Ober df e Landesg•enze Fortgezogene Annhl 4 638 4 140 4 900 4 444 

Wanderungsqewl nn ( •) oder -verl ust ( -l Anzahl + 1 033 + 1 009 + 1 336 • 1 068 
Innerhalb d~s L~ndes lbgezogene ll Anzahl 8 977 8 232 9 571 8 161 

llanderungsf alle Anza~l 19 286 17 521 20 707 18 117 

AASE ITSlAGE 
Arbeitslose IHonatsenciP) I 000 109 101 118 110 101 114 114 106 97 

d4runte~ H.lnner I 000 61 57 68 64 57 64 64 59 53 

Ku•zarbelt.er (Honatsllftt~l I 000 8,0 6,5 12,8 12,6 10,2 8,0 9,3 8 ,7 6,1 

d4runter H.lnner 1 000 7,2 5,8 12,0 11,9 9,6 7,6 8,9 8,4 5,8 

Offene StPllen (HonatsendP) I 000 5,7 6,5 5,7 6,8 6 ,5 7,0 8,0 9,1 10,3 

LA~OWIRTSCHAFT 

VIEHSESTA~O 

e Rindvieh (einschließlich Kilber) I 000 I 481a 1 491• 
darunter Milchkühe 

(ohne Amen- und ltltterkUhe) 1 000 4811 480• 

Schweine 1 000 1 54oa 1 451a 1 543 I 463 

d4runter Zuchtsauen 1 000 1511 144• 146 148 

darunter trichtl 9 I 000 1031 99• 99 101 

SCHLACHTUNGEN2) 

Rinder (ohne Kälber) 1 000 St. 43 41 34 54 31 36 40 46 36 

Kälber 1 000 St. 1 I I 1 1 1 0 0 1 

Schweine I 000 St. 212 189 190 195 191 193 167 184 203 

d4runter H•usschlachtungen 1 000 St. 2 I l 1 1 2 1 I I 

SCHLACHTHI:NGEN3) AUS GtWERBLICHEN SCHLACHTUNGtN2l 
(ohne Geflügel) I 000 t 30,9 29,0 26,5 33,4 25,7 28,0 27 ,I 30,6 29,3 

d4runter Rinder (ohne Klilberl 1 000 t 13,0 12,7 10,3 16,7 9,2 11,1 12,5 14,6 11,4 

Kälber I 000 t 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,0 0,1 0 ,1 

Schwel ne 1 000 t 17,6 16,0 15,9 16,4 16,3 16,6 14,4 15,9 17,6 

ll'JRCHSCHNI nl!CHES SCHLACHTGEWICHT tur2l 

Rinder (ohne KlilDerl kg 302 312 305 314 301 308 318 321 315 

Kälber kg 127 131 131 127 127 128 129 128 132 

Schweine kg 84 85 84 85 86 87 87 86 87 

GEFLOGEL 
tingelegte Bruteler4l fur Legehennenküken 

für Hasthühnertuten 
1 000 
1 000 

98 99 

Geflugol netschS) I 000 kg 121 77 

MILCHERZEUGUNG I 000 t 198 201 166 197 222 p 184 161 182 212 

d4runter an Hol keref en und Händler gelIefert " 95 95 94 91 96 p 95 93 90 96 

Milchleistung je Kuh und Tag kg 13,5 13,7 12,3 13,2 15.4 p 12,4 11,9 12,2 14.7 

1) ohne Innerhalb der G-fnde ~)~gezogene 2) Bis Oezelllber 1984 lnlandtlere, ab Januar 1985 In- und Auslandtiere 3) elnschlleßlfch Schlachtfette , 
jedoch ohne Innerelen 4) ln Betrieben 111ft eine~~ Fassungsvenoögen von 1 000 und ~~~ehr Eiern 5) aus Schlachtungen Inländischen GeflUgels fn 
Schlachterelen alt einer Schlachtklpazlt4t von 2 000 und ~~~ehr Tieren I• Monat 

1) OezeooDer 



NOCH: l«lNATS- UN1l VIERTELJAHRESZAHLEN 

1988 1989 

Honats­
CI!Jrcbschnl tt 

---------------------------------------------------------------------------

PROOUZIERfNOES GEllERBE 

VERARBE ITENOES GEllERBE 1) 

Beschllftlgte !einschlteDllch tatiger In~aberl 1 000 
d4runt@r Arbe! ter und gew2rblfch Auszubildende I 000 

Geleistete Arbeiterstunden 

Lohnsu0111e 

Gehal tSSU!llll& 

Auftragselngeng eusgewahl ter Wirtschaftszweige 
IUS cletl Inland 
aus de11 Ausland 

Ulsetz lohne U.satzsteuer) 
1 n lind swase tz 
AuS 1 I ndSU11SI tz 

Kohlevertlrauch2l 

Guverbrauchll 
Stadt- und Kokerei ges 
Erd· und ErdölgiS 

Hel z61vtrbrauch4 l 
leichtes llehöl 
sc~weres llehlll 

Str01!1Verbrauch5 l 

Str0011erzeugung !Industrielle Etgenerzeugungl 

Index der Nettoproduktfon für Betriebe 
111 produzierenden Gewerbe 6) 

BAUHAUPTGEWERBE 7) 

Beschliftlgte (elnschlleOlfch tätiger Inhaber) 

Gel ef stete Arbe! tu tunden 
darunter fur 
Wohnungsbauten 
~rblfche und Industrielle S.uten 
Verkehrs- und öffentltche S.uten 

I 000 

Hfll. lll4 

Jlf 11 . 1)1 

Mfll. (lH 
MI 11. lll4 
Mfll. 1114 

Hlll. CA4 
Mlll. CH 
Mill. DM 

1 000 t SKE 

llfll. 11> 
11111. lllj 
Hfll. a• 

I 000 t 
1 000 t 
1 000 t 

Hili. ~Ii~ 

Mlll. kW~ 

IQSO • 100 

1 000 

1 000 
1 000 
1 000 

Mfll. lll4 

Mlll. llH 

Mfll. llH 

165 
112 

15 433 

344,4 

252,4 

1 956 
1 238 

718 

3 194 
2 427 

768 

75 
7 

67 

272 

33 

113,0 

39 301 

4 262 

1 593 
1 071 
1 522 

91,8 

18,6 

359,5 Baugewrbl I eher IJIIsltz (ohne U.satnteuer) 

Auftragsefngtng8l Mfll. llH 224,2 

IJISBAUGEIIERBE9l 

Beschlftlgte 

Geleistete Arbeitsstunden 

LOhn- und Gehal tuU!!IIe 

Ausbau!l(>wertll I eher l)n~atz (ohne l)nSitzsteuerl 

OFfEN TL ICHE E~!RG I EVERSORGCNG10 l 

Stromerzeugung (brutto! 

StrOINerbrauch (efnschlfe!ll Ich Verluste, 
oiiM PUIIIpstro:~~Verbrauch l 

Gaserzeugung (brutto l 

HAH:llltRK !HeOzahlen) 11) 

I 000 

Mfll . OH 

Mlll. DM 

Mfll. kW~ 

Hlll. k\lh 

Mfll. > 

Oeschaftlgte (elnschlleOllcll tätiger Inhaber) 
.. Ende des VIerteljahres 30.9.1976 öt 100 

Ullsatz (ohne ~Sitzsteuer) Vj .·0 1976 ; 100 

7 134 

848 

19,7 

57,5 

2 299 

939 

99,0 

150,5 

169 
114 

15 483 

360,4 

210,4 

2 274 
1 437 

837 

3 414 
2 595 

819 

15 

47,0 

63 
7 

56 

281 

34 

!15,3 

39 744 

4 382 

I 623 
I 181 
1 493 

97,2 

19,3 

390,8 

236,4 

7 S42 

896 

21,6 

64,0 

2 185 

944 

101,2 

159,2 

Febr. 

167 
112 

15 228 

312,3 

243,4 

1 931 
I 274 

657 

2 878 
2 172 

706 

271 

33 

114,1 

38 193 

3 371 

I 33ll 
907 

1 051 

69,9 

17,3 

249,8 

146,0 

7 158 

803 

18,1 

43,5 

2 381 

959 

1989 

167 
112 

15 436 

330,0 

252,4 

2 103 
I 357 

746 

3420 
2 624 

796 

289 

33 

116,3 

38 412 

3 845 

1 506 
995 

1 2'!12 

81,8 

17,6 

322,6 

237,6 

7 171 

863 

19,9 

53,8 

2 515 

989 

I.Vj .89 

98,3 

129,5 

April 

167 
112 

15 444 

345,4 

261,0 

1 990 
I 299 

691 

3 276 
2 495 

781 

277 

27 

39 323 

4 340 

1 565 
1 165 
I 535 

86,1 

18,6 

311,1 

242,3 

7 171 

826 

18,9 

56,1 

172 
116 

15 861 

358,2 

268,8 

1 988 
1 318 

670 

3 3SS 
2 478 

877 

281 

35 

J9 105 

3408 

1 342 
I 014 

995 

82,4 

18,6 

253,4 

154,7 

7 945 

947 

22,9 

45,2 

Febr. 

173 
117 

15 902 

335,1 

257.8 

I 967 
I 323 

644 

3 259 
2 437 

822 

283 

31 

38 730 

3 400 

1 331 
1 018 
1 013 

73,4 

18,0 

261,5 

203,9 

7 QSO 

891 

21,1 

51,5 

1990 

März 

114 
117 

16 676 

352,1 

271,4 

2 598 
I 435 
1 163 

3 702 
2 8.l6 

867 

303 

30 

39 305 

4 324 

1 715 
1 143 
I 384 

88,9 

18,5 

362,6 

304,7 

22,4 

66,5 

l.Vj.90 

April 

39 913 

4 323 

l 647 
I 113 
1 456 

99,8 

20,0 

369,4 

362,8 

7 986 

916 

22,5 

59,3 

I) Betriebe 111ft I• eilgemeinen 20 und mehr Beschaftlgten. Zur ~lethode siehe Stathtfschen Bericht E l 1 Zl I t Steinkohle ; I t SKE • Steinkohle-
Einheft 129 308 IV) Jl I 000 "'' Gas (110 ; 35,169 IV/111>) a 1,2 t SKE 4) 1 t HefzOl, leicht ; 1,46 t SKE, schwer:; 1,40 t SKE 5) 1 000 tlih Strca~ 
; 0,123 t SI(.[ 6) ohne Aubaugcwerbe, Gas-, fernwiirme- und Wasserversorgung 71 Ab Harz 1990 vorläufige Ergebnisse. Zur Methode siehe Statistischen 
Bericht E II I 81 Nur Betriebe von Unternehmen 111ft 20 und llll!hr Beschaftfgten 9) 'Zur Hothode stehe Statistischen Bericht E 111 1 
10) Quelle: Der Wfrtschaftsllllnfster des Laodes Schleswfg·Holstefn 111 ohne hanct..crtliche Nebenbetriebe 



NOCH: MONATS- UNO VIERTELJAHRESZAHLEN 

1988 1939 1999 1990 

Monats- fl!br. Miirz April Jan. Ftbr. Miirz April 
durchsehnt tt 

BAUT.lTJGKEIT 

SAUGEHEl MI GUNGEN 
llohng~'bdude !Errlcntung neuer Gebaude) Anzahl 435 440 297 490 484 364 433 666 500 

darunter 111 t 
I Wohnung Anzahl 386 373 254 423 417 320 368 532 418 

2 ~ohnungen Anzahl 33 40 31 49 42 23 39 91 53 

Rauminhalt I 000 m' 31q 353 230 382 418 307 344 606 446 

llohnfl ache 1 000 m• 56 63 41 67 67 57 62 107 81 

~fcht>rohngeblude CErrichtung neuer Gebäude) Anzahl 112 113 66 107 106 81 17 122 102 

Rauminhalt 1 000 m' 515 557 248 36g 599 672 331 513 657 

~tzfllcne I 000 1111 86 90 46 62 101 90 54 94 102 

Wohnungen Insgesamt !alle Bauma~nanmen) Allzahl 634 730 462 720 720 631 799 336 I 031 

e HA,~OU U~D GASTGEWERBE 

AIJSF HR 

Ausfuhr Insgesamt M111. I:W-1 923,9 p1 046,3 883,7 1 043,q 948,4 I 085,3 I 032,1 

davo• Gilter ~r 
El'nXnrungswl rtscna ft "1111. Oll 150.8 p 184,9 169,4 192,1 186,5 206,2 136,9 

gtwerbllcnen Wirtschaft Mill. Oll 773,2 861,4 714,3 851,8 761,8 879,1 egs,2 

davon 
Rohstoffe Mlll. Oll 13,2 p 16,2 15,5 17,8 16,7 19,6 15,0 
Halbwaren Hili. Oll 54,8 p 64,6 55,2 84,7 68,7 61,8 73,6 

Fertigwaren Mill. 0.''1 705,2 p 780,6 643,6 749,4 676,4 797,7 806,6 
davon 
Vorerzeu9nl sse Mf11. DM 124,0 125,7 116,7 137,9 117,5 142.7 122.7 
Enderzeugnisse 11111. CM 581,2 654,9 526,9 611,5 559,0 655,0 683,9 

nach 4USgewilhl ten Vcrbrauc~sllindern 

EG-Lllnder ~fll. DM 457,6 p 514,1 4B0,5 552,2 496,2 531.4 496,5 
&runter NI edcrlande Mfll. OH 85,9 p 104,7 100,2 103,3 102,0 105,1 93,8 

Fran~relch Mfll. Oll 83,3 p 93,4 86,0 119,9 82,7 98,0 102,1 
Vereinigtes Königreich Mill. Oll 78,9 p 84,5 70,8 80,0 82,9 74,5 67,8 
Oinet!lar~ M111. DM 77,5 p 74,5 72,3 77,9 73,7 76,5 66,3 

EI~ZELHA~DELSUIIS~TZE (Meßzahl) 1986 • 100 110,2 p 116,2 p 98,2 p 118,4 p 113,3 p 105,6 p 105,4 p 124,2 

&.\STGEIIERBEUMSAT!E (Meßzahl I 1986 ; 100 106,g p 111,1 p 71,0 p 95,8 p 100,8 p 74,4 p 72,9 p 90,2 

FREMDENVERKEHR IN BEHERSERGUNGSSTATTEH 

e HIT 9 UNO MEHR GÄSTEBETTEN ! el nschl. Jugendherbergen l 

Allkilnfte 1 000 266 287 118 218 256 p 104 p 132 p 198 
ddrunter von Auslandsgasten 1 000 32 37 17 27 31 p 12 p 18 p 25 

f.lbernachtungen 1 000 I 432 1 471 419 962 1 028 p 392 p 460 733 
darunter von Auslandsgästen 1 000 60 72 38 57 61 p 33 p 38 50 

VERKEHR 

SHSCHIFFAHRTll 

GüteretiiJlfa ng 1 000 t I 450 1 303 1 501 
Güterversand I 000 t 880 897 985 

BINNENSCHIFFAHRT 

Güte re.p fang 1 000 t 147 136 117 108 117 141 124 139 
GUterversand 1 000 t 163 158 118 150 130 158 143 156 

ZULASSUNG[~ FABRIKNEUER KRAFTFA!IRZEIJGE2) Anzahl 10 000 9 987 9 214 13 355 12 43g 9 104 10 033 

darunter Krafträder Anzahl 239 258 214 719 446 14 245 
Personenkraftwagen 3) Allzahl 9 044 8 970 8 347 11 777 II 089 8 323 9 01!1 
las ti. raftwagen 

(einschließlich lftlt Spezlalaufbaul Anzahl 437 467 433 488 548 501 461 

STRASSE H VERKEURSUNF ÄLL ( 

Unfälle 111 t Personenschaden Anzahl 1 426 I 399 1 143 1 277 1 315 1 169 1 215 p 1 250 p 1 324 
Getötete Personen Anzahl 31 29 27 28 20 32 28 p 30 p 36 
Ver! etzte Personen Anzahl 1 832 l 802 1 451 1 652 1 673 I 506 I 600 p 1 641 p 1 715 

ll ohne Eigengewichte ~r als VerkehrSlifttel 111 Fiihr~erkehr transportierten Eisenbahn- und Straßenfahrzeuge 
2) •lt amtlichem Kennzeichen, ohne Bundespost, Sundesbahn und Bundeswehr 
3) elnschlle011ch KOIIIblnatlonskraftwagen 



~OCH: 

19<18 1989 !989 1990 

Febr. :-l<irz l,prfl Jan. Febr. März Aprfl 

GELD UNO KREDIT 

KREDITE UIIO EINlAGEN2) 

Kredltell 1n Nlc~tban<en Insgesamt 
(Stand 1111 Jahres· bzw. Monatsendei Mill. DM 77 967 80 020 71 971 78 616 78 557 19 696 60 499 80 995 80 935 

darunt~r 
Kredit~ 3) an Inländische NlchtbM<en folnl.!IM 76 574 78 780 76 642 77 270 77 210 78 456 79 208 79 626 79 516 

kurzfristig~ Kredite (bis zu I Ja~r) 14111. DM e 933 9 784 8 877 9 407 9 314 9 534 10 034 10 464 10 300 
an Unternehrn~n und Privatpersonen '!111. llM 8 742 9 3J6 8 610 8 894 8 915 9 308 9 'i85 10 Oll 9 917 an öffentliche Haushalte Mlll. DM 191 448 267 512 399 226 449 453 383 

lllttelfrlstlge Kredite (I bis 4 Ja~rel 14i11. DM 4 225 4 157 3 962 3 989 3 975 4 101 4 228 4 220 4 237 
an Unternehac!n und Privatpersonen Kill. lll1 3 525 3 636 3 415 3 499 3 469 3 609 3 683 3 670 3 683 an 6ffentlf ehe Hausha 1 te 11!11. DM 701 52! 488 489 S06 492 545 550 554 

langfristige Kredite (Jnehr als 4 Jahre) 11111. lll1 63 416 64 839 63 603 63 875 63 921 64 822 64 946 64 942 64 979 
an Unternehmen und Privatpersonen Hili. llM 46 583 48 165 46 873 47 012 47 065 48 !93 4J 348 48 395 48 441 an 6ffentlfche Haushalte Mlll. DM 16 832 16 674 16 930 16 863 16 855 16 629 16 598 16 547 16 538 

Einligen und aufgenomene Kredlte31 von Nichtbanken 
(Stand 111 Jahres- bzw. lt)natsende) llill. DM 57 188 60 676 57 050 56 553 57 oos 60 464 60 724 60 007 60 548 

Slclltelnlagen und Ttl'llln;elder Hlll. llM 36 452 40 596 36 520 36 285 J6 858 40 693 41 093 40 611 41 331 e v~n Unterncllmen und PrfvatpersotH!n 11!11. DM 28 834 32 511 28 946 28 980 29 395 32 866 33 040 32 6<14 33 298 von l!ffentl Iehen llaushalten Ml11. llM 7 618 8 086 7 574 1 305 7 463 7 826 8 053 7 917 8034 
Spareinlagen Hili. DM 20 736 20 080 20530 20 269 20 ISO 19 771 19 631 19 397 19 2!6 

bei SP4rhssen (Spareinlagen, Sparbriefe, 
ttmensschu I dvcrschrel bungen I 11111. DM 

Gutschriften auf Sparkonten (efnschlfeBlfch 
llnsgutschrtftenl, ab 1.1.87 v!ertelja~rlfc~ Hill, llM I 095 103 3 959 4 450 

Lastschriften 1uf Spar~onten,ab !.1.87 viert~lj. 11111. llM I 074 3 786 4 428 5 144 

ZAHLUNGSSCIIII I ER!GKE I TE" 

Konkurse (eröffnete und llingels Muse abgelehnte) Anzahl r 53 59 84 77 72 66 56 41 45 

Vergl efchsverflhren Anzahl r 

Wechselproteste (ohne die bel der Postl Anzahl 156 142 117 125 145 118 !OS !OS Wechsels 11111. DM 1.1 1,0 0,8 1,1 0,9 0,6 1,0 0,7 

STEUERN 

VIerteljahres- !. Vj .89 1.Vj.90 STEUERAUfKQK1401 NACH DER STEUERAqT durctiSChnl t t 

Ge!nef nschaftssteuern Hl11. llM z 883,2 3 099,1 J 023,8 2 860,1 
Steuern v0111 Efn~ n 11111. ttol 2 016,4 2 178,7 I 987,4 I 938,3 lohnsteter 4) llill. llM 1 466,4 1 574,5 I 418,7 I 415,0 Veranlagte EI nk-nsteuer Hili. llM 303,6 34q,4 305,5 344,8 

nichtveranlagte Steuern v0011 Ertrag Hfll. lJI 45,2 71,6 lk> ,1 54,1 e Kl!rper"Sc:haftsteuer 4) 14111. lJI 201,3 183,3 177 ,I 124,5 
Steuern voa tJnsatz Hfll. llM $66,8 920,3 1 036,4 921,8 

!Jnsatzsteuer 14!11. DM 503,0 51Q,2 674,8 658,3 EI nfuhrumsa tzs teuer H111. llM 363,7 401,1 361,6 263,5 

Bundessteuern Hili. 1JH 130,5 142,6 180,5 76,9 Zölle 11111. IJH 0,1 • 0,0 
Verbrauchsteuern (ohne Biersteuer) Hili. IJ!ol 115,0 122,8 139,0 29,7 

Landessteuern 11111. DM 192,9 212,2 198,8 222,6 Vei"IIIÖgens teuer Hill. llM 34,8 35,8 39,9 35,2 l:raftf ahrzeugs teuer Mill. llM 80,8 92,1 80,9 102,6 Biersteuer Mlll. ttol 6,9 6,9 5,4 5,9 

Gelll>l ndesteucrn 11111. lJI 308,7 334,0 307,2 325,8 
Grunds teuer A Mill. llM 7,8 7,8 7,8 7.5 Grundsteuer B Hili. llM 71,4 76,9 75,2 72,7 Gewerbes teuer 
nach Ertrag und Kap! ta 1 (brutto) Hili. llM 220,9 238,0 216,5 232,5 

STEUERVERTEILU'IG AJJF OIE GEBIETS•IlRPERSCHAFTEW 

Steuereinnahlllen des Bundes H!11. OH I 488,0 1 620,0 I 602,6 I 439,8 ntefl an de~ ~tPuPrn ."." Efn~omen 11111. OH 776.4 660,0 747,9 763.2 Antef I an den Steuern VOIII Umsatz Hili. Ofol 563,4 598,2 673,6 599,2 Anteil an der Gewl!rbesteueru Iage Hfll. OH 17,7 19,3 0,5 0,6 

Steuere! nnahmcn des Landes Hl11. OH I 638,5 I 734,2 1 112,8 1 657,8 
An tel I an den Steuern v001 El11k0lm!l'n M111. llM 945,7 998,8 950,3 879,3 
Anteil an den Steuern VOIII Lblsa tz M111. llM 482,2 503,9 563,2 555,3 Anteil an der Gew·'rbesteuerumla9e Mlll, OH 17,7 19,3 0,5 0,6 

Steuere! nnahrnen der Gellleinden 
un~ G(!IIIC1 ndeverblnde Mlll. OM 557.7 611,2 326,3 335,5 Gtwerbes teuer 

n.!Ch Ertrag und Kapital (netto)SI Hili. OM 185,5 199,4 215,5 231,3 An tel I an der lohn· und 
veranlagten Efn,omensteuer •111. OM 284,4 3!5,8 20,0 10,9 

Fußnoten nlchs te Seite 



NOCH: !IO"ATS- UNO YIERTELJAHRESZAHLEH 

1988 lq89 1999 1990 

Monats- Febr. l'o~rz April durchsehn f t t Jan. Febr. H.trz Aprfl 

PAEISE 

PRE ISINllEX2IFFEP.N IM BU~OESGEBIET 1985 ; 100 

Einfuhrpreise 80,8 84,4 84 , 0 84,8 85,5 82 , 5 82,2 82,4 

Ausfuhrpreise 99 , 3 102,1 101,6 102,0 102,3 101 , 7 101.7 10! ,9 

Grunds toffprefse6 l 1980 ~ 100 102 ,? 107. 7 106 , 9 107,6 !08,3 105,9 105 , 2 

Erzeugupref se 
gewerbl !eher ProdJJkte6l 96,3 99,3 98 , 4 98,7 99,2 100,1 100, 1 100,2 
land>lfrtschaftl fcher Produkte6l 91,8 99,8 97,2 98,3 97 ,8 96,6 p 96 , 6 p 97,3 

Prefsfndex fur Wohngebäude, Ncu~au, 
125,5 123 ,4 129 , 7 llaulefstungcn "" Geblude 1990 & 100 121,2 

Einkaufsprehe landwirtschaftlicher Betrf ebSIIIttel 
95,3 96,3 96,1 96,1 96,7 [Au~gabenlnde~) 6) 01,4 96,4 96,0 

Einzelhandelspreise 1980 a 100 118,5 121 ,I 120,2 120 ,4 121,0 122,5 123,0 123,0 123,3 

e Prefslnl!ex fur die l enshal tilng 
aller prhdten Haushalte 101,4 104,2 103,4 103,5 104. 1 105 ,8 106,2 106 , 3 106,5 clarunter fOr 

N4hrungSillltte1, Getrlnke, Tabakwaren 100,3 102,6 101,9 101,8 102,4 104,4 105,3 105 , 3 105,9 Sekte!~ ng, Schuhe 104,5 106,0 105,4 105 , 7 105,8 106 ,6 106,7 106 ,9 107,0 
1/~hnungsmleten 105,6 108,8 107 , 7 108,0 108 , 3 110,6 111 , 0 111 ,3 111,7 
Ener<Jff (ohne Kraratoffe) 78,1 82.0 80 , 6 80,6 81,6 85,7 83,5 83,5 83 , . bel, Haush41tsgrrate u. 1. GGter 

fur d1e Kaushaltsf~hrung 103,3 104,9 104,1 104 , 3 104,5 106,1 106,3 106,5 106 ,8 

LOHNE UND GEHXL TER 

- Effektivverdienste in :Jiol -

ARBEITER IN I~')USTRIE t:NO l«ltH- lllo'O TIEFBAU 

Brut towoc nennrdf ens te 

llännl I ehe Arbeiter 764 786 773 783 
clarunter F'•charbelter 798 827 808 827 weibliche Arbeiter 536 55Z 549 553 
clarunter Hllfstrbelter S08 526 524 527 

8ruttos tundrnverdl ens te 

aolnnllche Arbe! ter 18 , 78 19 , 44 19 , 36 19,70 
darunter Fa.harbelter 19,71 20 , .9 20 ,39 20,80 wcfblfche Arbeiter 13,62 14,07 14,08 14 ,17 
darunter HIHnrbefter 12,90 13,34 13,35 13,41 

Bezahlte IlDehenarbe I tszel t • 1111nn1fche Arbeiter (Stunden) 40,6 40,4 39 ,9 39,8 
wel b lfche Arbe! ter [Stunden) 39,3 39,2 39 ,0 39,0 

A~GESULLTE, BRUTTOMONATSVERDIENSTE 

ln Industrie und ltch· und Tiefbau 

Kaufalinnl sehe Angestellte 

lllilnnllch 4 609 4 759 4 750 4 839 WO!Ibl fch 3 159 3 285 3 271 3 344 
Technische Angestellte 

lllolnnlith • 699 4 849 4 824 4 891 weiblich 3 075 3 217 3 204 3268 

in Handel, Kredit und Versfcher~ngen 

~uf.annhche Angestellte 

ll!nnllth 3 690 3 831 3 822 3 920 weiblich 2 529 2 634 2 641 2 705 
TKhnfsche Angestellte 

11o1nnlfch 3 648 3 772 3 743 3 786 weiblich (2 578) [2 653) (2 667) [2 674) 

in Industrie und Handel zusawaen 

Kaufllllnnlsche Angestellte 

lllllnnlfch 3 986 4 126 4 120 4 209 weiblich 2 708 2 823 2 830 2 890 
Technische Angestrllte 

tninnllch 4 631 4 779 4 756 4 816 weiblich 3 064 3 205 3 194 3 256 

1) Bestandsuhlen bel Kredite und Einlagen: Stand 31. 12. 2) Oie Ang•ben llllf4Ssen die ln Schleswfg-Holsteln gelegenen Niederlassungen der zur 
1110natlichen Bflanzstatfsth berichtenden Kredltinstitute; ol1ne Landesz~ntralbank , ol1ne die Kreditgenossenschaften (Rifrfefsen) , deren Bflanzs~ 
am 31. 12. 1972 ""'nlger als 10 Hlll. Oll betrug , sowie ahn~ die Poststheck- und Postsparkassena11t er. Ab l. 1. 1986 elnschlleOlfth Ralffelsenbanken 
3) einschließlich durchlaufender Kredite 4) nach Berücksichtigung der ElnnahiiK'n und Ausgaben aus der Zerlegung 51 nach Abzug der Cewerbest euer11111tge 
6) ohne l)osatz-(Mehrwert- Isteuer 



Jahr 

1985 

1986 

1987 

1988 

1989 

Jahr 

1985 

1986 
1987 

1988 

1989 

Jahr 

1985 

1986 

1987 

1988 

1989 

Jahr 

1985 

1986 

1987 

1988 

1989 

zum Bau 
genehmigte 

Woh­
nungen 1) 
in 1 000 

8 

8 

8 

Wohnungswesen 

fertiggestoll te 
Wohnungen 1) 

ins­
gesamt 

in 1 000 

10 

9 

7 
1 

8 

im 
sozialen 
Wo~nungs­

bau 21 
in I 

21 

32 
29 

24 

Kfz-Bestand4l am 1. 7. 

Bestand 
an 

Wohnungen 
in 

1 000 

1 181 

1 190 

r 1 133a 

141 

JAHRESZAHLEN 8 

Erscheint 1111 monatlichen Wechsel 111it A 

i ns­
gesa:nt 

10 033 

9 574 

10 156 

II 087 

12 sssb 

Ausfuhr 

in 
EG-Lander 

in 
Lander 
der 
EFTA 

l~i 11. OH 

4 639 

4 776 

4 858 

5 492 
6 169b 

1 313 

I 434 

1 521 

1 724 

I 898b 

StraOenverkehrsunfi!ll e 
m1 t Personenschlden 

von GUtern 
der 

gewerb­
lich~n 

Wirtschaft 

8 475 

8 007 

8 614 

9 277 

10 337b 

Fremdenverkehr3l 

Ankunfte Ut>ernlchtungen 

ins­
gesamt 

2 940 

3 096 

3 088 

3 193 

3 448 

Auslands­
gäste 

1ns­
gesalllt 

in 1 000 

321 

380 

378 

379 

444 

Sozlllhilfe 

16 322 

17 076 

17 137 

17 181 

17 650 

von 
Auslands­

gasten 

583 

698 

7119 

724 

866 

Spar-
------------------------------------------------------------------einla9en6l ----------------------------

Kriegs­
opfer 

fursor9e ins­
gesamt 

l 265 

1 305 

1 338 

I 376 

1 419 

Kraft­
rader 

54 

5~ 

52 

51 

51 

in 1 000 

Steueret nnah"_n 

1 067 

l:l7 

1 140 

1 177 

1 218 

nach der Steuer verteilung 

des 
Sundes 

4 990 

5 322 

5 605 

5 952 

6 480 

des 
Landes 

5 755 

6 074 

6 197 

6 554 

6 937 

der 
Get~~einden 

1 950 

2 041 

2 077 

2 231 

2 445 

Lkw 

54 

53 

53 

54 

55 

Steuern 
vom 

!Msatz 

2 640 

2 950 

3 245 

3 467 

3 681 

Un fa 11 e 

16 270 

16 751 

15 808 

17 106 

16 786 

Steuern 

Getötete Verlet1te 

377 

371 

337 

372 

344 

20 714 

21 591 

20 383 

21 9R9 

21 619 

Steuern vo"' EI nkoanen 

ins­
gesa~~~t 

6 154 

6 425 

6 690 

7 144 

7 89g 

veranlagte 
EinkOllilien­

steuer 

Mt11. llH 

4 425 

4 496 

4 850 

5 005 

5 396 

978 

998 

I 029 

1 214 

I 398 

Pret s 1 ndtzes im Bundesgebt et 

Erzeugerpre1se8l 

für 
Walln­

gebäude 
1980 ;; 100 

Lebensha 1 tung 
aller privaten 

H.1usha1 te 9) 
1985 ;; lOG 

Ins­
gesamt 

tlahrungs­
mtttel, 

GetrAnke, 

lndustri earbe1 terlO) 

Bruttowochen1oM 

Hanner Frauen 

.1111 
31. 12. 

in 
~111. llll 

17 830 

19 ll9 

20 150 

20 736 

20 080 

Ver­
brauch­
steuern 

lns­
gHalllt 

Hilfe 
z•.1111 Lebensunterhalt 

----------------------------------
Aufwand 

in 
'1111. Ofol 

I 005,1 

1 137.7 

I 222,7 

1 311.1 

Gewerbe­
steuer 

nach 
Ertrag 

und 
Kapital 

Aufwand 
in 

Mill. OH 

391,7 

459,4 

486,3 

514,'1 

Empfänger 
ln 

I 000 

84,8C 

100.1 

99,9 

106,7 

Aufwand 

'" Mlll. CM 

66.9 

71 '7 

72,2 
77.7 

82,8 

Fundierte Schul den 

des 
Landes 

der Gemet nden und 
Gemeindeverbande 71 

Ins­
gesamt 

Kredit­
markt­
•fttel 

2 287 

e 

466 

480 

471 

460 

4gl 

776 

774 

763 
884 

952 

14 648 

15 538 

17 047 

18 204 

18 836 

2 993 

3 131 

3 241 

3 490 

3 619 

2 423 A 
2 509 -

Löhne und Gehä 1 ter 

Angestellte in 
In~ustrie 10) und Handel 

Bruttomonatsgehalt 

kaufmanni sehe 
Anges te 11 te 

M.inner Frauen 

technische 
Angestellte 

M.inner 

2 732 

2 857 

öffentlicher 01enH 

Bruttomonatsgehalt 11) 

Bea111te Angestellte 
A 9 BAT VIII 

(Inspektor) (Bilrokraft l 

gewerb­
licher 

ProduUe 
1985 • 100 

land.-irt­
schaft­
lic~er 

ProduKte 
1985 ; 100 T4bdkwaren -----------------------------------------------------------------

100 ,0 

91.5 

95,1 

96,3 

99 , 3 

100,0 

94,3 

91 '7 
91,8 

99,8 

114,5 

116,2 

118,6 

121,2 

125,5 

100,0 

99.9 

100, I 

101,4 

104,2 

100,0 

100,6 

100,1 

100,3 

102,6 

699 

715 

735 

1M 

786 

481 
496 

515 

536 

552 

3 610 
3 699 

3 845 

3 986 

4 126 

~ 

2 456 

2 5G9 

2 606 

2 708 

2 823 

4 186 

4 304 

4 466 

4 631 

4 779 

3 388 

3 505 

3 622 

3 708 
3 759 

2 530 

2 616 

2 703 

2 767 

2 805 

1) Errichtung neuer Gebäude 2) 1. Förderungsweg 3) Nur 8eherbergungssUtten lllit 9 und lllt'hr Gästebetten, einsch11e01ich Kinderheime und Jugend-
herbergen , Ausl <in der ei nschl i eOl I eh OOR 4) Kraf tfehrzeugt mit amtlichem Kennzeichen, ohne Bundespost, Bundesbahn und Bundeswehr 
51 ei nschlfeOl i eh Kombi na ti anskraftwegen 6) o~ne PostspareinT agen 7) ei nschl I e01tch ihrer Krankenhäuser, aber ohne EIgenbetriebe und Zweckverbände 
8) ohne t)nsatz- (Hehn;ert-) s teuer 9) 4-Personen-o\rbei tnehmer-Haushalt~ 11i t ml ttl erem Ei nkOIIIIM!n des all einverdienenden Haushaltsvorstandes 
101 einschließlich Hoch- und Tiefbau 11) Endgehdlt. Ofe o\ngaben gelten fur Verheiratete mit einem Kind 

a 1 Bas 1 s Cebllude- und \lohnungszäh l ung 1987 b l vorlliufl ge Ergebnisse c l Hochgerechnetes Ergebnis el ner Repräsentatf v-Erhebung 



KREISFREIE STADT 

Kreis 

FUNSS:IRG 

KIEL 

LUBCCK 

N!liMliNSTER 

01 thnlarschen 

Hzgt. Lauenburg 

llerd f rl es 1a nd 

Ostholstein 

Pinneberg 

e PHin 
Rendsburg-Eckern f~ rde 

Schleswl g-nensburg 

Segeberg 

Steinburg 

Sto~m 

Schlnwlg-Holstein 

KREISFREIE STADT 

FlENSBURS 

- IEL 

LOBECK 

NEUHOilSTER 

Kreis 

Oi thrUrschen 

Hzgt. Lauenburg 

Nordfriesland 

OStholstein 

Pinneberg 

P16n 

Rendsburg-Eckernförde 

Schleswl g-Flensburg 

Segeberg 

Steinburg 

Stor~~~rn 

Schl eswf g-~ol stel n 

Bevö l kerun9 111 31 • 10. 1989 

lnsgeSUit 

86 236 

242 275 

212 022 

79 810 

127 321 

155 703 

150 645 

185 701 

264 594 

116 820 

243 776 

177 817 

216 686 

126 609 

195 860 

2 58! 875 

Verlnder•Jng gegenOber 

VOI'IIIOnat 

+ 0,0 

+ 0,1 

+ 0,2 

+ 0,1 

+ 0,0 

+ O,Z 

+ 0,1 

+ 0,1 

+ 0,2 

• 0,0 

• 0,1 

+ 0,1 

• 0,2 

• 0,4 

.. 0,1 

• 0,1 

Vorjahrcs­
aJnat 1) 

fn I 

+ 0,4 

• 1,1 

+ 0,6 

+ 0,3 

+ 0,1 

+ 0,9 

+ 0,7 

+ 0,9 

+ 0,9 

+ 0,3 

+ 0,3 

+ 0,9 

• 1.2 

+ 0, 7 

+ 0,8 

+ 0,7 

KREISZAHLEN 

Bevö 1 kerungsverindcrung 
f• Oktober 1989 

Oberschuß 
der 

Geborenen 
oder 

Gestorbenen 
( -l 

6 

54 

68 

6 

19 

45 

45 

8 

19 

9 

21 

8 

6 

- 269 

Wande­
rungs­
~tnn 
oder 

-verlust 
(-) 

25 

293 

454 

110 

79 

303 

201 

208 

433 

44 

261 

366 

455 

243 

3 681 

Bevblke­
rungs­

zunahmt 
oder 

-abnahllle 
(-) 

19 

239 

386 

116 

60 

258 

196 

163 

427 

52 

242 

197 

345 

463 

249 

3 412 

vererbe! tendes Gewerbell 

Betriebe 
1111 

31. 3. 1990 

67 

130 

139 

78 

70 

108 

60 

82 

195 

45 

123 

81 

188 

82 

169 

617 

Beschäftigte 
1111 

31. 3. 1990 

9 085 

22 485 

20 595 

10 657 

6 810 

8 805 

3 479 

6 336 

21 008 

2 743 

10 169 

5 120 

18 931 

9 075 

18 408 

173 706 

Ullsatz4l 
ill 

März 1990 
Mfll. 014 

227 

361 

341 

155 

308 

138 

85 

141 

488 

51 

203 

133 

429 

222 

421 

3 702 

fnsges1111t 

39 336 

110 601 

93 549 

40 016 

75 339 

89 752 

90 703 

103 170 

147 943 

67 538 

142 140 

105 899 

140 203 

74 027 

118 148 

1 438 364 

S triiOenverkehrsunf~lle 
11ft Personenschaden I• April 1990 

(vorliuffge Zahlen) 

Unfalle 

27 

107 

119 

47 

68 

92 

89 

107 

116 

54 

144 

109 

57 

105 

1 325 

Getötete2l 

2 

6 

3 

8 

4 

36 

Kraftflhrzeugbes tandS I 
a• 1. 1. 1990 

Anzahl 

35 283 

99 194 

83 861 

35 595 

61 452 

77 960 

74 379 

89 120 

129 765 

57 340 

120 045 

86 698 

120 979 

61 387 

104 354 

1 237 412 

Pkw6) 

Verletzte 

34 

121 

134 

59 

100 

121 

117 

153 

150 

81 

182 

110 

146 

67 

141 

1 716 

Je 1 000 
Ei nwohntr 7l 

409 

409 

396 

446 

483 

501 

494 

480 

490 

491 

492 

488 

558 

485 

533 

479 

ll nach dell Gebietsstand VOll 31. 10. 1989 2) einschließlich der Innerhalb von 30 Tagen an den Unfallfolgen verstorbenen Personen 
3) Betriebe 11ft 1• allgemeinen 20 und ~~ehr Beschäftigten 4) ohne Umsatzsteuer 51 Kraftfahrzeuge 11ft utlfch• Kennnichtn, ohne Bundespost, 
Bundesbahn und Bundeswehr 6) etnschlleOllch KOIIIbinationskraftwagen 7l Bevölkerungssund 111 31. 10. 1989 

Atl:lerkung: Efne ausfuhrliehe Tabelle •i t Kreiszahlen erscheint fn Heft 5 und 11 



Schl eswf g-Hol stef n 

Halllburg 
Niedersachsen 
BreMen 
Nordrhef n-Wes tf a 1 en 
Hessen 

Rhefnland-Pfalz 
Baden-Württemerg 
Bayern 
Saarland 
Berlfn (West) 

Bundesgebiet 

Schl es•dg-Holstef n 

Hallburg 
Niedersachsen 
8reat'n 
Nordrhefn-\lestfllen 
~ssen 

Rhefnland-Pfalz 
Baden-\lllrtte«<berg 
Bayern 
Surllnd 
Berlln (West) 

ZAHLEN f 0 R D I E BUNDESLAllDER 

Bevö 1 kerung 
Arbe! ts111arkt *Vfehbestlnde 1111 30. 6. 1989 

Verandorung Rindvieh 11:1 3. 12. 1989 
gegenuber Arbe! tslose Kurzarbel ter offene Sct!wclne 

·~ 
Monat smi t te Stellen fnsgesut 

ln 1 000 vz Vorjahres· 30. 4. 1990 April 30. 4. 1111 fnsgesa11t Milchkühe 
1987 stand 1990 1990 3. 12. 1989 

ln I fn I 000 

2 570,8 + 0,6 + 0,5 96,9 6,1 10,3 I $40 I 481 481 

I 606,6 + 0,9 + 0,7 79,1 3,3 8,2 5 11 2 
7 213,9 0,7 + 0,6 280,6 9,7 29,1 7 172 3 244 990 

665,1 0,8 + 0,1 40,4 3,2 3,0 4 16 4 
16 915,2 + 1,3 + 0,9 646,8 10,9 67,7 5 996 944 551 

5 594,2 + 1.6 + 1,0 137 ,l 5,4 27,2 1 033 722 242 

3 665,2 + 0,9 + 0,7 94,6 3,4 14,6 533 552 192 
9 494,8 • 2,2 + 1,3 168,8 6,5 78,0 2 227 I 625 600 

11 100,3 + 1.8 + 1,0 234,6 10,1 73,1 3 706 4 891 I 844 
1 055,5 - 0,0 + 0,2 42,0 1,5 4,0 35 68 22 
2 088,1 + 3,7 + 2.1 93,5 4,6 9,3 3 I 0 

61 989,8 + 1.5 + 0,9 I 914,6 64,6 324,5 22 165 14 563 4 929 

e 
VerarDel tendes Gewerbe I) 8aullauptgtwerbe3l Wohnungswesen 

i• Januar 1989 

lkn$atz2l Beschlift i9te zu Bau 
BeschHtigte 1111 Dezember 1989 IIW 31. 12. 1989 genehl!llgte Wohnungen 

a111 
31. 12. 1989 

in I 000 Hfll. DM Aus llndsu111sa tz fn 1 000 je 1 000 Anzahl je 10 000 
fn l Einwohner 4) Einwohner 4) 

172 3 752 22 40 15 631 2,5 

135 7 8q4 14 21 13 157 1,0 
657 14 988 35 106 15 2 711 3,8 
11 2 516 37 10 15 167 2,5 

1 969 38 914 31 233 14 4 950 2,9 
638 12 261 28 88 16 I 884 3,4 

376 8 135 37 59 16 1 497 4,1 
1 470 28 675 33 167 18 5 873 6,2 
1 394 24 433 34 232 21 5 588 5,0 

137 2 373 33 17 16 297 2,8 
164 4 544 13 34 16 106 3,4 

7 190 148 484 31 1 007 16 24 461 3,9 

• 
*Kfz-BestandS) StraOenverkehrsunfäll e7l an Steu .. rel nnahmen 
1111 l. 1. 1990 111ft Personenschaden 111! Februar 1990 Spar· 

einlagen 
des des der 

Land 
Pkw6l 81 Landes Sundes Gcalef nden 

a1!l 

Schleswf g-Hols tefn 

Hallburg 
~federsachsen 
Bremen 
Nordrhef n-westfal en 
Hessen 

Rhel nland-Pfal z 
8aden-WUrttetllberg 
Bayern 
Saarland 
Berll n (West l 

Bundugebl et 

Ins-
gesamt 

in 

I 438 

738 
4 084 

308 
8 962 
3 352 

2 203 
5 700 
6 789 

606 
822 

35 001 

Mzahl 

I 000 

I 237 

666 
3 489 

278 
7 999 
2 915 

1 864 
4 841 
5 553 

539 
719 

30 100 

je 1 000 Unfälle Getötete 

Einwohner 
4) 

481 I 215 28 

414 819 16 
484 3 252 112 
417 313 3 
472 6 312 125 
521 2 311 47 

509 1 268 35 
510 3 191 80 
500 4 242 123 
510 401 4 
344 845 8 

486 24 379 588 

Verun- 31. 12. 
Verletzte glOckte 1989 19899) je 100 fn DM ill 4. VIerteljahr 

Unf411e je Efnw. 
4) fn lJ4 je Einwohner 

I 600 134 7 811 757 695 

1 059 131 10 655 I 1$4 5 SOS 
4 341 137 9 350 756 726 

395 127 10 752 846 1 572 
8 042 129 10 057 868 1 377 
3 151 138 11 851 932 1 197 

I 755 141 11 Oll 782 838 
4 296 137 12 275 906 1 138 
5 870 141 12 $47 860 995 

535 134 9 996 752 731 
1 043 124 9 202 673 2 676 

32 396 135 10 878 8$4 I 291 

•) An dieser Stelle erscheinen abwechselnd Angaben über Vfehbestllnd&, Kfz-Bestand und Bruttoinlandsprodukt 
I) Betriebe 11ft 1111 allgt!!lll!fnen 20 und mehr B&schäftlgten 2) ohne Unsatzsteuer 3) Endgültige Werte 4) Bevölkerungsstand ., 30. 6. 1989 
51 Kraftfahrzeuge 011t aaotlithetll Kennzeichen, LKnder: ohne Bundespost, Bundesbahn und Bundeswehr; Bundesgebl&t: efnschl. Bundespost und Bundesbahn 
6) einschließlich KOIIIbinationskraftwagen 7) Schlesw1g-Holstein endgültige, Ubrlge Llnder vorlauflge Zahlen Bl ohne Postspareinlagen 
9) Bevolkerungssland: 30. 6. 1988 

Gedruckt I• Statistischen Land&SP!t Schleswlg·Holstefn 



Entwicklung 1m Bild D 5849-B Srat LA S·H 
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